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1

Kein Erstattungsanspruch
des Arbeitnehmers analog in
Lohnsteuerfällen nach § 50d Abs. 1 Satz 2
EStG a.F.

Leitsätze:

1. Auch wenn der Arbeitgeber abkommens-
widrig oder trotz fehlender beschränkter
Steuerpflicht materiell-rechtlich zu Unrecht
Lohnsteuer einbehält und abführt, steht
dem Arbeitnehmer ein (Lohnsteuer-)Erstat-
tungsanspruch in analoger Anwendung des
§ 50d Abs. 1 Satz 2 des (EStG a.F.) nicht zu
(Abkehr von der bisherigen Rechtsprechung,
vgl. z.B. BFH, Urt. v. 21.10.2009 - I R 70/08 -
BStBl II 2012, 493).

2. Die bisherigen Grundsätze zur analogen
Anwendung des § 50d Abs. 1 Satz 2 EStG a.F.
in den vorgenannten Fällen sind aus Grün-
den des Vertrauensschutzes weiter anzu-
wenden, sofern entsprechende Erstattungs-
ansprüche vom Steuerpflichtigen bis zum
Ablauf des Tages der Veröffentlichung die-
ser Entscheidung beim Finanzamt geltend
gemacht wurden.

Anmerkung zu BFH, Urteil vom 09.04.2026,
VI R 12/24
von Dr. Stephan Geserich, RiBFH

A. Problemstellung

Streitig ist, ob der Kläger einen Anspruch auf Er-
stattung zu Unrecht einbehaltener Lohnsteuer
hat.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Der Kläger wohnt in der Schweiz. Er war im
Streitjahr (2018) bei der inländischen A GmbH
beschäftigt und erzielte Einkünfte aus nicht-
selbstständiger Arbeit. Zudem bezog er Ein-
künfte aus der Vermietung einer im Inland be-
legenen Immobilie. Sein Arbeitsverhältnis wur-
de mit Aufhebungsvertrag vom 17.05.2018 mit
Wirkung zum 31.12.2018 beendet. Ab dem
18.05.2018 war der Kläger unter Fortzahlung

seines Gehalts von der Verpflichtung zur Ar-
beitsleistung freigestellt. Zudem war ihm die
Aufnahme einer Tätigkeit für ein Wettbewerbs-
unternehmen der A GmbH bis zur Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses untersagt. Vor
seiner Freistellung hatte der Kläger im Streit-
jahr an 47 Arbeitstagen am Sitz der A GmbH
im Inland gearbeitet, davon an 35 Tagen oh-
ne Rückkehr in die Schweiz. Zudem war er
vom 20.01.2018 bis 22.01.2018 sowie vom
28.01.2018 bis 19.02.2018 unbezahlt in Eltern-
zeit, hatte zehn Tage Erholungsurlaub, nach sei-
nen Angaben 16 Tage im Homeoffice in der
Schweiz gearbeitet und vier Tage ohne An-
gabe eines Tätigkeitszusatzes ebenfalls in der
Schweiz verbracht. Die A GmbH führte im Streit-
jahr für den Kläger Lohnsteuer ab. Den Vor-
behalt der Nachprüfung der Lohnsteuer-Anmel-
dungen hob das FA mit bestandskräftigem Be-
scheid vom 02.02.2023 auf.

Das FA veranlagte den Kläger nur wegen beste-
hender Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung. Der Kläger beantragte die Einbeziehung
der Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit in
die Veranlagung, was das FA ablehnte. Darauf-
hin beantragte der Kläger mit Schreiben vom
13.04.2021 unter Verweis auf §  15 KonsVer-
CHEV die Erstattung der im Streitjahr einbe-
haltenen Lohnsteuer, da er nach dem Abkom-
men zwischen der DBA-Schweiz 1971/2010 als
Grenzgänger einzustufen sei. Auch die Erstat-
tung lehnte das FA ab. Die hiergegen nach er-
folglosem Einspruchsverfahren gerichtete Kla-
ge blieb ebenfalls ohne Erfolg (FG München,
Urt.  v. 15.03.2024 - 8 K 883/23 - EFG 2024,
1372). Auf die Revision des Klägers hob der
BFH die Vorentscheidung auf und gabe der Kla-
ge insoweit statt, als der Erstattungsbetrag auf
den Arbeitslohn entfällt, der den Arbeitslohn für
47 Tage übersteigt. Entgegen der Auffassung
des FG stehe Deutschland das Besteuerungs-
recht an den nichtselbstständigen Einkünften
des Klägers im Streitjahr nur in Bezug auf 47 Ar-
beitstage zu. Im Übrigen sei ein Besteuerungs-
recht Deutschlands bereits nach innerstaatli-
chem Recht ausgeschlossen, da der Kläger dar-
über hinaus keine beschränkt steuerpflichtigen
Einkünfte i.S.d. § 49 Abs. 1 Nr. 4 EStG erzielt ha-
be.
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C. Kontext der Entscheidung

I. Nach § 49 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a EStG sind in-
ländische Einkünfte auch solche Einkünfte aus
nichtselbstständiger Arbeit, die im Inland aus-
geübt oder verwertet wird oder worden ist. Ei-
ne Tätigkeit wird in erster Linie dort ausgeübt,
wo sich die ausübende Person physisch aufhält
und die Berufstätigkeit persönlich entfaltet (z.B.
BFH, Urt. 28.09.1990 - VI R 157/89 - BStBl II
1991, 86 m.w.N.). Der Ort der Tätigkeitsaus-
übung i.S.d. § 49 Abs. 1 Nr. 4 EStG bestimmt sich
nach dem „Arbeitsortprinzip“, das grundsätzlich
nicht die Verwurzelung der Arbeitseinkünfte mit
der Wirtschaft des Quellenstaates verlangt (vgl.
BFH, Urt. v. 28.09.1990 - VI R 98/89, VI R 100/89
- BStBl II 1991, 363 m.w.N.); woher das Entgelt
fließt, ist somit gleichgültig.

II. Soweit die A GmbH materiell-rechtlich zu Un-
recht auch für den darüber hinaus an den Klä-
ger ausgezahlten Lohn Lohnsteuer einbehalten
und an das FA abgeführt hat, steht dem Kläger
diesbezüglich im Grunde kein Anspruch auf Er-
stattung der Lohnsteuer zu.

Ein solcher Erstattungsanspruch ergibt sich, wie
das FG zutreffend erkannt hat, nicht aus § 37
Abs. 2 Satz 1 AO. Denn die zulasten des Klägers
einbehaltene und abgeführte Lohnsteuer wur-
de nicht ohne rechtlichen Grund gezahlt. Die A
GmbH hat (auch) die (den Kläger betreffende)
Lohnsteuer einbehalten und angemeldet (§§ 38
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 41a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und
2 EStG). Die Lohnsteuer-Anmeldung steht ei-
ner Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der
Nachprüfung gleich (§§ 168 Satz 1, 218 Abs. 1
Satz 2, Abs. 2 AO) und bildet den Rechtsgrund
für den Einbehalt der Lohnsteuer (BFH, Urt. v.
12.10.1995 - I R 39/95 - BStBl II 1996, 87, unter
II.1.). Der Arbeitnehmer kann die ihn betreffen-
de Anmeldung zwar aus eigenem Recht gegen-
über dem zuständigen Finanzamt (§ 41a Abs. 1
EStG) anfechten oder eine Änderung nach den
§§ 168, 164 Abs. 2 AO begehren (z.B. BFH, Urt. v.
21.10.2009 - I R 70/08 - BStBl II 2012, 493).
Dies ist vorliegend jedoch nicht geschehen. die
entsprechenden Lohnsteuer-Anmeldungen sind
vielmehr bestandskräftig, nachdem der Vorbe-
halt der Nachprüfung der Lohnsteuer-Anmel-
dungen mit Bescheid vom 02.02.2023 aufgeho-
ben wurde. Auch kann der Antrag des Klägers
auf Erstattung der Lohnsteuer vom 13.04.2021
nicht als Anfechtung der Lohnsteuer-Anmeldun-
gen ausgelegt oder in eine solche umgedeutet

werden. Denn die Bevollmächtigte des Klägers
hatte mit Schreiben vom 13.04.2021 unter Ver-
weis auf § 15 Satz 4 KonsVerCHEV ausdrücklich
die Erstattung der zu viel einbehaltenen Lohn-
steuer nach § 37 Abs. 2 AO beantragt. Eine Um-
deutung des im Schreiben vom 13.04.2021 ent-
haltenen Antrags auf Erstattung der Lohnsteuer
in eine Anfechtung der Lohnsteuer-Anmeldun-
gen des Arbeitgebers beziehungsweise in einen
Änderungsantrag nach § 164 Abs. 2 AO kommt
ebenfalls nicht in Betracht. Der Erstattungs-
antrag und die Anfechtung (beziehungsweise
der Antrag auf Änderung) der Lohnsteuer-An-
meldung sind auf unterschiedliche Ziele bezie-
hungsweise Rechtsfolgen gerichtet. Ein (Lohn-
steuer )Erstattungsanspruch ergibt sich auch
nicht aus § 15 Satz 4 KonsVerCHEV. Unabhän-
gig davon, dass diese Bestimmung, wie das FG
zutreffend entschieden hat, keine eigene An-
spruchsgrundlage beinhaltet, sondern nur auf
den öffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruch
nach § 37 Abs. 2 AO verweist, geht es vorlie-
gend auch nicht um abkommensrechtlich un-
zutreffend erhobene Lohnsteuer im Zusammen-
hang mit der Grenzgängereigenschaft des Klä-
gers.

Aus §  50d Abs.  1 Satz 2 EStG folgt im Streit-
fall ebenfalls kein Erstattungsanspruch. Die Vor-
schrift ist bereits tatbestandlich mangels ent-
sprechender Einkünfte nicht einschlägig. Nach
§  50d Abs.  1 Satz 1 EStG sind die Vorschrif-
ten über die Einbehaltung, Abführung und An-
meldung der Steuer ungeachtet der §§ 43b und
50g EStG sowie eines Abkommens zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung (DBA) anzu-
wenden, wenn Einkünfte, die dem Steuerabzug
vom Kapitalertrag oder dem Steuerabzug auf-
grund des §  50a EStG unterliegen, nach den
§§ 43b, 50g EStG oder nach einem DBA nicht
oder nur nach einem niedrigeren Steuersatz
besteuert werden können. Nach §  50d Abs.  1
Satz 2 EStG bleibt der Anspruch des Gläubigers
der Kapitalerträge oder Vergütungen auf völli-
ge oder teilweise Erstattung der einbehaltenen
und abgeführten oder der aufgrund Haftungsbe-
scheid oder Nachforderungsbescheid entrichte-
ten Steuer unberührt.

Entgegen der Auffassung des Klägers lässt sich
ein Anspruch auf Erstattung der zu viel ein-
behaltenen und abgeführten Lohnsteuer auch
nicht aus § 50d Abs. 1 Satz 2 EStG analog her-
leiten. Zwar hat der I. Senat des BFH für Fälle
des unzutreffenden Lohnsteuereinbehalts bis-
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her bei abkommensrechtlichem Ausschluss des
Besteuerungsrechts einen Erstattungsanspruch
des Steuerpflichtigen in analoger Anwendung
des §  50d Abs.  1 Satz 2 EStG bejaht, da die
formell-rechtlichen Regeln über den Steuerab-
zug keinen Vorrang gegenüber der materiellen
Rechtslage genießen und von steuerbefreiten
Einkünften grundsätzlich keine Steuer abgezo-
gen werden darf (z.B. BFH, Urt. v. 21.10.2009
- I R 70/08 - BStBl II 2012, 493 m.w.N.; Heger,
jurisPR-SteuerR 11/2010 Anm. 5). Dieser Recht-
sprechung schließt sich der erkennende Senat
nicht an. Es fehlt für eine analoge Anwendung
des § 50d Abs. 1 Satz 2 EStG für Fälle des unzu-
treffenden Lohnsteuereinbehalts sowohl bei ab-
kommensrechtlichem Ausschluss des Besteue-
rungsrechts als auch bei fehlender beschränk-
ter Steuerpflicht mangels inländischer Lohnein-
künfte jedenfalls am Vorliegen einer planwidri-
gen Regelungslücke, wenn dem Arbeitnehmer –
wie hier dem Kläger durch die Anfechtung der
ihn betreffenden Lohnsteuer-Anmeldung – eine
andere Möglichkeit offenstand, zu einer Steuer-
erstattung der vom Arbeitgeber materiell-recht-
lich zu Unrecht einbehaltenen und abgeführten
Lohnsteuer zu kommen. Zudem hat der Gesetz-
geber in § 50d Abs. 1 Satz 2 EStG a.F. nur eine
Vorschrift für die Erstattung der Kapitalertrag-
steuer geschaffen. Eine Rechtsgrundlage für die
Erstattung der Lohnsteuer hat er nicht in das
Gesetz aufgenommen. Dies hätte aber nahe-
gelegen, wenn der Gesetzgeber gewollt hätte,
dass auch die (zu Unrecht abgeführte) Lohn-
steuer (ohne vorherige Anfechtung der Lohn-
steuer-Anmeldungen) zu erstatten wäre. Dabei
ist dem Steuerpflichtigen die Anfechtung der
Lohnsteuer-Anmeldung des Arbeitgebers auch
zumutbar. Zudem stehen die Vorschriften über
die beschränkte Steuerpflicht und die Bestands-
kraft der Lohnsteuer-Anmeldung auch auf einer
gesetzlichen Stufe. Ein Vorrang der einen vor
der anderen Vorschrift bedarf daher besonderer
Begründung. Eine solche ist im Streitfall jedoch
nicht ersichtlich.

Gleichwohl sind die bisherigen Grundsätze zur
analogen Anwendung des § 50d Abs. 1 Satz 2
EStG a.F. aus Vertrauensschutzgründen in Fäl-
len der Lohnsteuererstattung weiter anzuwen-
den, sofern entsprechende Erstattungsansprü-
che – wie hier – bis zum Ablauf des Tages der
Veröffentlichung dieser Entscheidung gestellt
wurden.

Der erkennende Senat hält es aus Gründen
des Vertrauensschutzes für geboten, die neu-
en Rechtsprechungsgrundsätze nur mit Wir-
kung für die Zukunft anzuwenden (vgl. zum
Vertrauensschutz bei Änderung einer langjäh-
rigen, höchstrichterlichen Rechtsprechung z.B.
BFH, Beschl.  v. 17.12.2007 - GrS 2/04 - BSt-
Bl II 2008, 608, dort beginnend unter D.IV.2.b;
Dötsch, jurisPR-SteuerR 16/2008 Anm. 1). Denn
mit dieser Entscheidung vollzieht der Senat eine
Abkehr von einer langjährigen höchstrichterli-
chen Rechtsprechung zum grundsätzlichen Vor-
liegen eines Erstattungsanspruches in analoger
Anwendung des § 50d Abs. 1 Satz 2 EStG a.F. in
Lohnsteuerfällen, die auf Ebene der Finanzge-
richte akzeptiert ist und auf deren Fortbestand
der Steuerpflichtige umso mehr vertrauen durf-
te, als sie von den Finanzbehörden ungeachtet
der für den Fiskus nachteiligen Wirkung in steter
Verwaltungsübung praktiziert wurde und bis da-
to wird (BMF v. 27.06.2022 - BStBl I 2022, 956).

D. Auswirkungen für die Praxis

Urlaubstage und andere arbeitsfreie Tage, ins-
besondere die Tage der nicht vom Arbeitge-
ber vergüteten Elternzeit, bleiben bei der Auf-
teilung der Besteuerungsrechte hinsichtlich des
Arbeitslohnes von vornherein unberücksichtigt
(BFH, Urt. v. 01.08.2024 - VI R 23/22 Rn. 41 -
BFHE 286, 1). An diesen Tagen erfolgt bereits
aufgrund der Natur der Sache keine Arbeitsaus-
übung. Entsprechendes gilt für die „Homeoffice-
Tage“ in der Schweiz. Denn auch an diesen Ta-
gen war der Kläger nicht in Deutschland tätig.
Ob der Kläger in der Schweiz tatsächlich ge-
arbeitet hat, spielt für das Besteuerungsrecht
nach § 49 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a EStG keine Rol-
le. Auch in der Zeit der unwiderruflichen Frei-
stellung ist – entgegen der Auffassung des FG –
keine Arbeitsausübung oder Arbeitsverwertung
i.S.d. § 49 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a EStG im Inland
erfolgt. Eine Arbeit, die hätte ausgeübt oder ver-
wertet werden können, lag in dieser Zeit nicht
vor. Dass im Aufhebungsvertrag für die bis zur
endgültigen Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses andauernde Freistellungsphase ein Konkur-
renzverbot vereinbart war, steht derm nicht ent-
gegen. Denn bei diesem handelt es sich der
Sache nach lediglich um eine Klarstellung zu
dem durch den Aufhebungsvertrag gewandel-
ten Arbeitsverhältnis, welches keine wesentlich
neuen Vertragspflichten begründet, die einer
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Arbeitsausübung gleichgestellt werden könn-
ten. Auch war für die Einhaltung des Wettbe-
werbsverbots keine gesonderte Vergütung ver-
einbart. Etwas anderes folgt nicht aus den Ur-
teilen des BFH vom 09.09.1970 (I R 19/69 - BSt-
Bl II 1970, 867) und vom 09.11.1977 (I R 254/75
- BStBl II 1978, 195). Insoweit handelt es sich
um andere Fallkonstellationen, namentlich um
Zahlungen für Wettbewerbsverbote nach Been-
digung des Arbeitsverhältnisses, sofern es sich
um vertragliche Nebenpflichten zum früheren
Arbeitsverhältnis handelt. Das Nichtvorliegen
einer Arbeitsausübung oder Arbeitsverwertung
nach § 49 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a EStG in der Zeit
der unwiderruflichen Freistellung bestätigt auch
der Umkehrschluss aus dem (erst) ab dem Ver-
anlagungszeitraum 2024 geltenden § 49 Abs. 1
Nr. 4 Buchst. f EStG. Danach zählen zu den be-
schränkt steuerpflichtigen Einkünften aus nicht-
selbstständiger Arbeit nun auch solche, die für
Zeiten der widerruflichen oder unwiderruflichen
Arbeitsfreistellung im Zusammenhang mit der
Beendigung des Arbeitsverhältnisses gewährt
werden, soweit ohne die Freistellung die Ar-
beit während dieser Zeiten im Inland ausge-
übt worden wäre. Damit wollte der Gesetzgeber
die Besteuerungslücke hinsichtlich solcher Ein-
künfte schließen, welche mangels Arbeitsaus-
übung beziehungsweise -verwertung bis dahin
nicht der beschränkten Steuerpflicht unterfie-
len (BT-Drs. 20/12780, S. 128 f.; vgl. auch Fet-
zer in: BeckOK EStG, 22. Ed. 01.07.2025, § 49
EStG Rn.  427) Demzufolge steht Deutschland
ein Besteuerungsrecht anteilig hinsichtlich des
auf die 47 Arbeitstage in Deutschland entfallen-
den Lohns zu.

2

Inhalt der Bescheinigung nach § 27
Abs. 3 Satz 1 KStG bei Übernahme
einer dauerdefizitären Tätigkeit für die
Trägerkörperschaft durch einen BgA

Orientierungssatz zur Anmerkung:

Die vGA aus der Übernahme der struktu-
rell dauerdefizitären Tätigkeit steht hinge-
gen erst mit Ablauf des Verlustjahres der Hö-
he nach fest und fließt erst zu diesem Zeit-
punkt ab.

Anmerkung zu BFH, Urteil vom 20.01.2026,
VIII R 39/23
von Dr. Dr. Norbert Mückl, RA, StB, FA für Steu-
errecht, STRECK MACK SCHWEDHELM mbB, Mün-
chen / Johannes Grajcarek, RA, STRECK MACK
SCHWEDHELM mbB, München

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

I. Klägerin ist eine juristische Person des öf-
fentlichen Rechts (jPöR). Sie verpachtete einen
BgA (Verpachtungs-BgA, § 4 Abs. 4 KStG) und
führte den Verpachtung-BgA als Regiebetrieb,
d.h. als eine rechtlich unselbstständige Einheit
der Trägerkörperschaft, die finanzwirtschaftlich
kein Sondervermögen der Trägerkörperschaft
darstellt. Der Verpachtungs-BgA war dauerhaft
defizitär. Das FA setzte daher Kapitalertragsteu-
er gemäß den §§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b Satz
1 Alt. 2, 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7c EStG fest.

II. Mit einer ersten Klage machte die Klägerin
geltend, wegen der Verluste des BgA seien die
Rechtsfolgen der vGA nicht zu ziehen nach § 8
Abs. 7 KStG. Die Klage war erfolglos.

III. Im Nachgang zur ersten Klage legte die
Klägerin eine Bescheinigung über Leistungen
vor, die als Abgang auf dem steuerlichen Ein-
lagekonto zu berücksichtigen sind (§ 27 Abs. 3
KStG). Sie machte geltend, dass in Höhe des be-
scheinigten Betrags keine Kapitalerträge, son-
dern Einlagenrückgewähr vorliege. Der Be-
scheinigung fehlte die Angabe des Zahlungs-
tags.

IV. Das FA lehnte die Änderung der Kapitaler-
tragsteuerfestsetzungen ab. Es behauptete, die
Bescheinigung sei nicht rechtzeitig ausgestellt
worden und war der Auffassung, dass zur wirk-
samen Bescheinigung der 31.12. als Zahlungs-
tag hätte eingetragen werden müssen.

V. Das Thüringer FG (FG Gotha, Urt.  v.
30.09.2021 - 4 K 51/21 - EFG 2024, 491) gab der
Klage statt. Es stellte fest, dass eine Bescheini-
gung nach § 27 Abs. 3 KStG zeitgleich mit Er-
stellung der Steuererklärung ausgestellt wurde.
Dabei sei unschädlich, dass die Bescheinigung
keine Angaben zum Zahlungstag enthielt. Zwar
fordere § 27 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 KStG die An-
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gabe eines Zahlungstags, wegen der Besonder-
heiten des Streitfalls sei die Angabe entbehrlich.
Denn die vGA durch Unterhaltung dauerdefizi-
tärer BgA entsteht erst mit Ablauf des letzten
Tages des Wirtschaftsjahres, so dass die Anga-
be des Zahltages unnötig sei.

VI. Auch die Revision des FA hatte keinen Er-
folg. Der VIII. Senat entschied, dass die Anga-
be eines Zahlungstags für eine verdeckte Ge-
winnausschüttung, die in der Übernahme einer
verlustbringenden Tätigkeit durch einen BgA
für die Trägerkörperschaft besteht, in einer Be-
scheinigung gemäß §  27 Abs.  7 i.V.m. Abs.  3
KStG entbehrlich ist. Der Senat argumentierte:

1. Erbringt eine Kapitalgesellschaft für eige-
ne Rechnung Leistungen, die als Abgang auf
dem steuerlichen Einlagekonto zu berücksichti-
gen sind, so ist sie verpflichtet, ihren Anteilseig-
nern die folgenden Angaben nach amtlich vor-
geschriebenem Muster zu bescheinigen: 1. den
Namen und die Anschrift des Anteilseigners, 2.
die Höhe der Leistungen, soweit das steuerli-
che Einlagekonto gemindert wurde, 3. den Zah-
lungstag (§ 27 Abs. 3 Satz 1 KStG). Ist bis zum
Tag der Bekanntgabe der erstmaligen Feststel-
lung nach §  27 Abs.  2 KStG keine (wirksame)
Steuerbescheinigung gemäß § 27 Abs. 3 KStG
erteilt worden, ist nach § 27 Abs. 5 Satz 3 KStG
eine Korrektur der Steuerbescheinigung ausge-
schlossen und die Verwendung gilt als mit Null
bescheinigt gemäß § 27 Abs. 5 Satz 2 KStG.

2. Dies gilt sinngemäß für unbeschränkt steuer-
pflichtige Körperschaften, die Leistungen i.S.d.
§ 20 Abs. 1 Nr. 10 EStG gewähren können (§ 27
Abs. 7 KStG).

3. Eine den formellen Anforderungen genügen-
de Bescheinigung setzt grundsätzlich die An-
gabe des Zahlungstags in der Bescheinigung
(§ 27 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 KStG) voraus, da die
Steuerbescheinigung erst nach Ablauf des Wirt-
schaftsjahrs zu einem Zeitpunkt erstellt werden
kann, zu dem die Leistung aus dem steuerli-
chen Einlagekonto feststeht (vgl. BFH, Urt.  v.
24.02.2015 - VIII R 50/11 - BFH/NV 2015, 1603).
Nach der Rechtsprechung hat die Steuerbe-
scheinigung vor allem Beweisfunktion. Da die
Feststellung des steuerlichen Einlagekontos für
die Besteuerung der Anteilseigner über §  20
Abs.  1 Nr.  1 Satz 3 EStG materiell-rechtliche
Bindungswirkung entfaltet (vgl. BFH, Urt.  v.
19.05.2010 - I R 51/09 - BFHE 230, 128 = BStBl

II 2014, 937), kommt der Steuerbescheinigung
nach § 27 Abs. 3 KStG die Aufgabe zu, die durch
die Feststellung des Einlagekontos bestimm-
te Korrespondenz beider Besteuerungsebenen
verfahrensrechtlich abzusichern. Die dem An-
teilseigner erteilte Bescheinigung erbringt auf
Anteilseignerebene den Beweis, dass und wann
der bescheinigte Betrag ausgeschüttet wurde
und dass er in dem ausgewiesenen Umfang aus
dem steuerlichen Einlagekonto stammt.

4. Andererseits gelten die Regelungen in § 27
Abs. 1 bis 6 KStG gemäß § 27 Abs. 7 KStG (nur)
sinngemäß für andere Körperschaften und Per-
sonenvereinigungen, die unter anderem Leis-
tungen i.S.d. § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG
gewähren können.

Welchen notwendigen Inhalt die Bescheinigung
eines BgA über Leistungen an seine Trägerkör-
perschaft i.S.d. §  20 Abs.  1 Nr.  10 Buchst.  b
EStG haben muss, ist im Rahmen der sinnge-
mäßen Anwendung von §  27 Abs.  3 KStG un-
ter Beachtung der Besonderheiten des Besteue-
rungssubjekts und des Besteuerungstatbestan-
des zweckgerichtet zu bestimmen.

5. Die Angabe des Zahlungstags in der Beschei-
nigung ist für die hier streitige vGA entbehr-
lich. Da die vGA in der Übernahme der verlust-
bringenden Tätigkeit besteht, lässt sich ihr kein
tatsächlicher Zahlungsvorgang zwischen dem
BgA und seiner Trägerkörperschaft zuordnen.
Die Angabe eines Zahlungstags in der Beschei-
nigung hätte schon deshalb jedenfalls keine tat-
sächliche Grundlage.

Die vGA aus der Übernahme der verlustbrin-
genden Tätigkeit kann ferner nur jeweils mit
Ablauf des 31.12. abfließen. Die vGA aus der
Übernahme der strukturell dauerdefizitären Tä-
tigkeit steht erst mit Ablauf des Verlustjahres
der Höhe nach fest und fließt erst zu diesem
Zeitpunkt ab. Als „Zahlungstag“ für diese vGA
käme mithin nur dieser Zeitpunkt in Betracht.
Dessen Angabe in der Bescheinigung als „Zah-
lungstag“ wäre daher reine Förmelei.

6. Da der BgA der Trägerkörperschaft im Streit-
fall eine ordnungsgemäße Bescheinigung nach
§  27 Abs.  3 KStG erteilt hat, braucht der Se-
nat nicht über die im Schrifttum aufgeworfene
Frage zu entscheiden, ob eine solche Beschei-
nigung im Verhältnis des BgA zur Trägerkörper-
schaft ohnehin gänzlich entbehrlich sein könn-
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te und ihr Fehlen jedenfalls keine Verwendungs-
festschreibung i.H.v. 0 Euro gemäß § 27 Abs. 5
Satz 2 KStG auslösen könnte.

C. Kontext der Entscheidung

I. Sind jPöR wirtschaftlich tätig, sollen sie ähnlich
den privatwirtschaftlichen Körperschaften be-
steuert werden. Das Besteuerungssystem der
Körperschaftsteuer ist zweistufig. Auf der ersten
Stufe, der unbeschränkten Steuerpflicht, wer-
den jPöR mit ihren BgA besteuert (§§ 1 Abs. 1
Nr. 6, 4 KStG). Auf der zweiten Stufe steht die
Ausschüttungsbesteuerung. Diese ist in §  20
Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b Satz 1 EStG normiert,
wonach der nicht den Rücklagen zugeführte Ge-
winn und verdeckte Gewinnausschüttungen ei-
nes nicht von der Körperschaftsteuer befrei-
ten BgA ohne eigene Rechtspersönlichkeit un-
ter den weiteren Voraussetzungen der Norm zu
Kapitalerträgen führen. Die Ausschüttungsbe-
steuerung wird im Wege der Kapitalertragsteu-
er erhoben (§  43 Abs.  1 Satz 1 Nr.  7c EStG).
Mit den Kapitalerträgen ist die jPöR beschränkt
steuerpflichtig (§ 2 Nr. 2 KStG). Der Steuerabzug
hat abgeltende Wirkung (§ 32 Abs. 1 Nr. 2 KStG),
so dass die jPöR insofern definitiv belastet wird.

II. Besondere Bedeutung haben dabei vGA. Der
BFH hatte mit der Grundsatzentscheidung (BFH,
Urt. v. 22.08.2007 - I R 32/06 - BStBl II 2007,
961) die Liebhabereigrundsätze auf dauerdefi-
zitäre Tätigkeiten der öffentlichen Hand über-
tragen, so dass diese vGA auslösen. Die öffent-
liche Hand ist im Bereich der Daseinsvorsor-
ge häufig ohne kostendeckende Entgelte tätig,
so dass nach dieser Rechtsprechung zusätzlich
zu den operativen Verlusten Kapitalertragsteu-
er auf diese anfallen kann. Mit § 8 Abs. 7-9KStG
(i.V.m. § 15 Satz 1 Nr. 4, 5 KStG) hat der Ge-
setzgeber diese Rechtsfolgen teilweise einge-
schränkt.

III. Die Ausschüttung kann mit dem steuer-
lichen Einlagekonto neutralisiert werden (vgl.
§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b Satz 5 EStG). Dies
setzt, jedenfalls nach Auffassung der Finanz-
verwaltung, eine wirksame Bescheinigung nach
§ 27 Abs. 3 KStG voraus (vgl. OFD Karlsruhe v.
20.12.2013 - S 283.6/3/5).

D. Auswirkungen für die Praxis

I. Der unmittelbare Anwendungsbereich der
Entscheidung ist eng. Die gut beratene jPöR
wird das steuerliche Einlagekonto bereits in ihre
laufende steuerliche Compliance eingearbeitet
haben.

1. Die Kapitalertragsteuer entsteht, auch soweit
sie auf verdeckte Gewinnausschüttungen ent-
fällt, die im abgelaufenen Wirtschaftsjahr vor-
genommen worden sind, im Zeitpunkt der Bi-
lanzerstellung; sie entsteht spätestens acht Mo-
nate nach Ablauf des Wirtschaftsjahres (§  44
Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 1 EStG). Zehn Tage spä-
ter, regelmäßig am 10.09., muss die Kapitaler-
tragsteuer angemeldet und abgeführt werden
(§§ 44 Abs. 1 Satz 5, 45a Abs. 1 Satz 1 EStG).

2. Diese Regelung macht die Kapitalertragsteu-
er der öffentlichen Hand unhandlich. Denn häu-
fig ist zu diesem Zeitpunkt die Bilanz noch nicht
aufgestellt und die vGA der Höhe nach nicht
exakt bekannt. Das ist erst der Fall bei Ab-
gabe der Jahressteuererklärungen, regelmäßig
14 Monate nach Ablauf des Wirtschaftsjahres.
Für die Einlagenrückgewähr bedeutet das, dass
entweder zur Anmeldung am 31.08. beschei-
nigt wird aufgrund vorläufiger Daten (ggf. mit
Sicherheitszuschlag) – dann nach Auffassung
der Finanzverwaltung Verwendungsfestschrei-
bung – und bei Abgabe der Jahressteuererklä-
rungen die Kapitalertragsteuer zu korrigieren
ist. Alternativ ist die Kapitalertragsteuer anzu-
melden und abzuführen, ohne eine Einlagen-
rückgewähr zu bescheinigen, um dann bei Ab-
gabe der Jahressteuererklärungen die Kapitaler-
tragsteueranmeldung zu korrigieren und treffsi-
cher zu bescheinigen.

3. De lege ferenda wäre es vorzugswürdig, die
„Frist“ des § 44 Abs. 6 Satz 1 EStG mit § 149
Abs. 3 AO zu koordinieren.

II. Interessant ist die Besprechungsentschei-
dung (Rn. 31 m.w.N.; vgl. Schiffers, DStZ 2026,
334, 341-343), sofern sie ausdrücklich auf die
Literaturmeinung hinweist, die die Bescheini-
gung bei BgA für überflüssig hält bzw. die Ver-
wendungsfestschreibung mit null Euro nicht ein-
treten lassen will. Insofern eröffnet die Bespre-
chungsentscheidung Potenzial in der Abwehr-
beratung, um Fälle vergessener Bescheinigun-
gen oder spät entdeckter vGA zu retten.
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Folgt man dieser Literaturmeinung, wäre jeden-
falls weiter zu überlegen, wie die Einlagenrück-
gewähr festzulegen ist: wird sie in der Steuer-
erklärung (Anlage KSt 1 Fa) durch die Einga-
be entsprechender Daten ausgewiesen? Oder
kann die Einlagenrückgewähr frei entschieden
werden (bis zur Festsetzungs- bzw. Feststel-
lungsverjährung)? In beiden Fällen wäre wei-
ter zu erwägen, wie mit der Kapitalertragsteu-
eranmeldung umzugehen ist, denn hier bedarf
es einer Entscheidung, ob und mit welchem
Inhalt eine Steueranmeldung abzugeben ist.
Denkbar wäre insofern, dass die jPöR durch
das für den BgA zuständige Organ einen Ge-
neralbeschluss (ähnlich wie bei der Rücklagen-
bildung, vgl. OFD NRW, „Arbeitshilfe: Besteue-
rung der juristischen Personen des öffentlichen
Rechts“ vom 05.02.2026, unter Tz. 22.3.4) be-
schließt, dass Bestände des steuerlichen Einla-
gekontos zur Einlagenrückgewähr für vGA ver-
wendet werden, wenn und soweit das gesetz-
lich zulässig ist. Die genaue Bezifferung könn-
te z.B. dann der Jahressteuererklärung vorbe-
halten sein. Insbesondere bei dauerdefizitären
BgA dürften die Zugänge auf dem steuerlichen
Einlagekonto durch verlustausgleichende Einla-
gen – auch wenn diese nach handelsrechtlichen
Grundsätzen bewertet werden – genügen, um
die vGA aus den Dauerverlusten abzudecken.

3

Aufzeichnungspflicht für die
Aufwendungen des häuslichen
Arbeitszimmers eines selbstständig
tätigen Steuerpflichtigen

Leitsatz:

Der Aufzeichnungspflicht gemäß § 4 Abs. 7
des Einkommensteuergesetzes (EStG) für
Aufwendungen i.S.d. § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b
EStG wird in inhaltlicher und zeitlicher Hin-
sicht nur genügt, wenn sämtliche Aufwen-
dungen für das häusliche Arbeitszimmer und
dessen Ausstattung einzeln und zeitnah in
einer besonderen Spalte der Ausgabenauf-
zeichnungen, zumindest aber gebündelt in
einem gesonderten schriftlichen oder digita-
len Dokument aufgezeichnet werden.

Anmerkung zu BFH, Urteil vom 24.03.2026,
VIII R 6/24
von Prof. Dr. Monika Jachmann-Michel, Vors.
Ri’inBFH

A. Problemstellung

Zu entscheiden war über die Details der erfor-
derlichen Aufzeichnung der Aufwendungen ei-
nes häuslichen Arbeitszimmers, um die Abzugs-
fähigkeit der Kosten des häuslichen Arbeitszim-
mers als Betriebsausgaben bei den Einkünften
aus selbstständiger Arbeit zu wahren.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

I. Der Kläger bewohnte im Jahr 2017 (Streit-
jahr) ein Eigenheim bestehend aus Keller, Erd-
und Obergeschoss sowie ausgebautem Dachge-
schoss. Er erzielte im Streitjahr neben Einkünf-
ten aus selbstständiger Arbeit als … solche aus
nichtselbstständiger Arbeit (Versorgungsbezü-
ge), aus Kapitalvermögen und sonstige Einkünf-
te in Form einer Leibrente. Der Kläger übte seine
selbstständige Tätigkeit in dem als Arbeitszim-
mer eingerichteten Dachgeschoss seines Eigen-
heims aus. Daneben nutzte er eine im Erdge-
schoss gelegene Bibliothek. Seinen Gewinn aus
selbstständiger Arbeit ermittelte er gemäß § 4
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes in der im
Streitjahr geltenden Fassung (EStG) durch Ein-
nahme-Überschussrechnung.

Im Rahmen seiner Einkommensteuererklärung
für das Streitjahr erklärte der Kläger unter ande-
rem einen Verlust aus seiner freiberuflichen Tä-
tigkeit. Dem lagen ausweislich der Angaben in
der Anlage EÜR Absetzung für Abnutzung (AfA)
auf unbewegliche Wirtschaftsgüter sowie Auf-
wendungen für ein häusliches Arbeitszimmer
(einschließlich AfA und Schuldzinsen) zugrunde.

Im Einkommensteuerbescheid für das Streitjahr
vom 04.09.2018 berücksichtigte das beklagte
FA unter anderem Einkünfte aus selbstständiger
Tätigkeit. In den Erläuterungen zum Bescheid
führte das FA aus, der Gewinn aus der selbst-
ständigen Tätigkeit sei gegenüber der Einkom-
mensteuererklärung korrigiert worden. Der An-
teil des Arbeitszimmers am Gebäude betrage
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31,5%, die AfA … Euro. Die weiteren Betriebs-
ausgaben für das Arbeitszimmer seien i.H.v. …
Euro berücksichtigt worden.

Der Kläger legte gegen den Einkommensteuer-
bescheid Einspruch ein und führte zur Begrün-
dung aus, der Anteil des Arbeitszimmers am
Gebäude sei nicht zutreffend ermittelt worden.
Maßgeblich sei insofern nicht die Wohnfläche,
sondern die Nutzfläche, was zu einer zu be-
rücksichtigenden Fläche des Dachgeschosses
von 95 m² führe. Außerdem seien die nach Ab-
zug des Anteils für das Arbeitszimmer verblei-
benden Beträge der Gebäudeaufwendungen als
haushaltsnahe Dienstleistungen zu berücksich-
tigen. Eine vorangegangene Aufforderung des
FA zur Vorlage der Gesamtkosten des Arbeits-
zimmers sei unverständlich, weil in der Steuer-
erklärung für das Streitjahr mit der Anlage EÜR
die Einnahmen, Ausgaben sowie die Ausgaben
für das Haus detailliert aufgeführt seien.

Das FA setzte die Einkommensteuer für das
Streitjahr mit der Einspruchsentscheidung her-
ab und wies den Einspruch im Übrigen als un-
begründet zurück. Dabei erkannte es Aufwen-
dungen für das häusliche Arbeitszimmer an. Das
FA blieb bei seiner Auffassung, dass der An-
teil der als Arbeitszimmer genutzten Räume des
Klägers im Dachgeschoss und im Erdgeschoss
an dem gesamten Gebäude anhand der Wohn-
flächenverhältnisse gemäß den Bauplänen des
Hauses zugrunde zu legen sei und 30,02% be-
trage. Auf der Grundlage der Verkehrswerter-
mittlung des Bausachverständigen ergebe sich
ein Teilwert des Gebäudes i.H.v. … Euro und da-
mit ein Einlagewert für die als Arbeitszimmer
genutzten Räume bezogen auf das Gebäude
i.H.v. … Euro sowie eine AfA im Streitjahr i.H.v.
… Euro. Weiter seien die Aufwendungen für die
Heizungswartung und die Dachrinnenreparatur
anteilig i.H.v. … Euro als Betriebsausgaben zu
berücksichtigen. Die Aufwendungen für die Re-
paratur des Rollladens und den Efeuschnitt sei-
en mangels betrieblicher Veranlassung nicht als
Betriebsausgaben anzuerkennen. Insgesamt er-
rechne sich ein korrigierter Gewinn des Klägers
aus selbstständiger Tätigkeit i.H.v. … Euro. Für
Handwerkerleistungen sei, soweit sie nicht als
Betriebsausgaben berücksichtigt worden seien,
zudem eine Steuerermäßigung i.H.v. insgesamt
… Euro zu gewähren.

Der Kläger erhob gegen die Einspruchsentschei-
dung Klage. Im Rahmen des Klageverfahrens

übersandte er eine Aufstellung nachträglicher
Herstellungskosten für das von ihm bewohn-
te Gebäude. Mit Verfügung vom 14.04.2022
forderte der Einzelrichter den Kläger auf, sei-
ne Aufzeichnungen zu den geltend gemachten
Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer
vorzulegen und verwies dabei auf §  4 Abs.  7
EStG. Der Kläger übersandte daraufhin eine Auf-
stellung von Aufwendungen für das gesamte
von ihm bewohnte Gebäude i.H.v. insgesamt …
Euro. In der mündlichen Verhandlung erklärte
der Kläger hierzu, er habe diese Aufstellung im
Zusammenhang mit der Erstellung seiner Steu-
ererklärung gefertigt, nachdem er im Laufe des
Jahres die Belege dazu gesammelt hatte.

Das FG hat die Klage aus den in EFG 2024,
1290 mitgeteilten Gründen abgewiesen und die
Berücksichtigungsfähigkeit der Aufwendungen
für das häusliche Arbeitszimmer bereits dem
Grunde nach verneint. Der Kläger habe sei-
ne Aufzeichnungspflichten gemäß §  4 Abs.  7
EStG nicht erfüllt. Soweit danach auch der
Abzug bereits berücksichtigter Aufwendungen
als Betriebsausgaben materiell-rechtlich ausge-
schlossen sei, scheide eine Verböserung im fi-
nanzgerichtlichen Verfahren aus. Im Hinblick
auf eine klare Abgrenzung der betrieblichen
von der privaten Sphäre sei der Aufzeichnungs-
pflicht nur genügt, wenn die betroffenen Auf-
wendungen jeweils von Anfang an, fortlaufend,
zeitnah und gesondert von sonstigen Betriebs-
ausgaben schriftlich festgehalten würden. Der
Kläger habe nach Überzeugung des Gerichts
keine gesonderten Aufzeichnungen geführt, die
den Anforderungen des §  4 Abs.  7 EStG ent-
sprechen würden. Der Kläger habe in der münd-
lichen Verhandlung bestätigt, die Belege für
die im Zusammenhang mit dem häuslichen Ar-
beitszimmer stehenden Aufwendungen im Lau-
fe des Streitjahres gesammelt und diese im
Zusammenhang mit der Erstellung seiner am
30.05.2018 abgegebenen Steuererklärung in
der im Klageverfahren vorgelegten Aufstellung
zusammengefasst zu haben. Dies genüge den
Anforderungen des § 4 Abs. 7 EStG nicht.

II. 1. Die Revision ist unbegründet und daher
zurückzuweisen. Das FG hat zu Recht entschie-
den, dass dem vom Kläger geltend gemachten
Abzug weiterer Betriebsausgaben in Gestalt von
Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszim-
mer eine Verletzung der Aufzeichnungspflicht
aus § 4 Abs. 7 Satz 1 EStG entgegensteht.
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a) Das FG ist (stillschweigend) zutreffend da-
von ausgegangen, dass das häusliche Arbeits-
zimmer des Klägers im Streitjahr i.S.v. § 4 Abs. 5
Satz 1 Nr. 6b Satz 3 Halbsatz 2 EStG den Mit-
telpunkt der gesamten betrieblichen und beruf-
lichen Tätigkeit des Klägers bildete, so dass die
Aufwendungen für das Arbeitszimmer – vorbe-
haltlich der Erfüllung der Aufzeichnungspflich-
ten gemäß § 4 Abs. 7 EStG – in voller Höhe als
Betriebsausgaben des Klägers abzugsfähig wä-
ren. Dies ist zwischen den Beteiligten auch nicht
streitig. Das FG ist ferner (stillschweigend) zu-
treffend davon ausgegangen, dass die vom Klä-
ger genutzten Räume im Dachgeschoss und im
Erdgeschoss seines Hauses gemeinsam als ein
häusliches Arbeitszimmer zu qualifizieren sind,
weil sie eine funktionale Einheit bilden.

b) Die Berücksichtigung von Aufwendungen für
das häusliche Arbeitszimmer des Klägers als
Betriebsausgaben bei dessen Einkünften aus
selbstständiger Tätigkeit ist gemäß § 4 Abs. 7
Satz 2 EStG wegen Verletzung der Aufzeich-
nungspflicht aus § 4 Abs. 7 Satz 1 EStG ausge-
schlossen.

Ausgehend von den Feststellungen des FG hat
der Kläger im Streitfall keine Aufzeichnungen
der Aufwendungen für sein häusliches Arbeits-
zimmer geführt, die die Voraussetzungen von
§ 4 Abs. 7 EStG erfüllen. Es fehlt an einer zeit-
nah erstellten Aufzeichnung sämtlicher geltend
gemachten Aufwendungen für das Arbeitszim-
mer in einer Spalte der Ausgabenaufzeichnun-
gen des Klägers oder zumindest deren zeitna-
her gebündelter Aufzeichnung in einem schrift-
lichen oder digitalen Dokument.

aa) Die vom Kläger im Klageverfahren vorge-
legte Aufstellung über Aufwendungen für das
gesamte von ihm bewohnte Gebäude genügt
den Anforderungen des § 4 Abs. 7 EStG bereits
deshalb nicht, weil die Aufstellung nicht sämtli-
che vom Kläger geltend gemachten Aufwendun-
gen für das Arbeitszimmer enthält. Insbesonde-
re fehlen die als Betriebsausgaben geltend ge-
machten anteiligen Abschreibungsbeträge. Fer-
ner fehlt es an einer zeitnahen Aufzeichnung der
in der Aufstellung erfassten Beträge. Der Klä-
ger hat die zugrunde liegenden Belege über das
Streitjahr gesammelt und erst im Rahmen der
Erstellung der Steuererklärung die Aufstellung
über sämtliche Gebäudekosten gefertigt. Etwas
anderes ergibt sich nicht daraus, dass die Fi-

nanzverwaltung es zulässt, die auf ein Arbeits-
zimmer anteilig entfallenden Finanzierungskos-
ten im Wege der Schätzung zu ermitteln und
nach Ablauf des Wirtschafts- oder Kalender-
jahres eine Aufzeichnung aufgrund der Jahres-
abrechnung des Kreditinstitutes vorzunehmen,
wobei Entsprechendes für die verbrauchsab-
hängigen Kosten wie zum Beispiel Wasser- und
Energiekosten gelten soll. Es soll auch aus-
reichend sein, Abschreibungsbeträge nur ein-
mal jährlich – zeitnah nach Ablauf des Kalen-
der- oder Wirtschaftsjahres – aufzuzeichnen (für
das Streitjahr vgl. BMF v. 06.10.2017 - BStBl I
2017, 1320, Tz. 25, neugefasst durch BMF v.
15.08.2023 - BStBl I 2023, 1551). Selbst wenn
man dem folgen wollte, fehlte es im Streitfall an
einer zeitnahen Aufzeichnung der entsprechen-
den Beträge. Laut Aufstellung des Klägers da-
tiert die Abrechnung der Gas- und Wasserkos-
ten vom „20.03.“ Auch wenn unterstellt wird,
dass damit die Jahresabrechnung 2017 gemeint
ist und die Abrechnung am 20.03.2018 erfolgte,
wäre eine Aufzeichnung im Rahmen der Erstel-
lung der Einkommensteuererklärung Ende Mai
2018 nicht mehr zeitnah gewesen, denn die Auf-
zeichnungen nach § 4 Abs. 7 EStG sind regel-
mäßig innerhalb einer Frist von zehn Tagen vor-
zunehmen und dürfen ausnahmsweise allenfalls
einen Monat aufgeschoben werden (BFH, Urt. v.
11.03.1988 - III R 62/87 - BFH/NV 1989, 22).
Für die übrigen in der Aufstellung angesetzten
Aufwendungen beispielsweise für Heizungswar-
tung, Wohngebäudeversicherung, Rollladenre-
paratur und Haushaftpflichtversicherung wür-
den die von der Finanzverwaltung gewährten
Aufzeichnungserleichterungen von vornherein
nicht gelten.

bb) Auch die vom Kläger im Klageverfahren vor-
gelegte Aufstellung über nachträgliche Herstel-
lungskosten für das von ihm bewohnte Gebäude
genügt nicht den Aufzeichnungsanforderungen
des § 4 Abs. 7 EStG. Diese Aufstellung weist kei-
ne Aufwendungen des Streitjahres aus, sondern
sollte aus der Sicht des Klägers zur Ermittlung
der Abschreibungsbeträge für das häusliche Ar-
beitszimmer dienen.

cc) Schließlich genügt auch die Erfassung der
Aufwendungen für das häusliche Arbeitszim-
mer im Formular der Einnahme-Überschuss-
rechnung, die der Kläger seiner Einkommen-
steuererklärung für das Streitjahr beigefügt hat,
den Erfordernissen des § 4 Abs. 7 EStG an eine
Einzelaufzeichnung nicht. Das Formular sah nur
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die gesonderte Erfassung der Abschreibungsbe-
träge und im Übrigen die Angabe der Aufwen-
dungen für das häusliche Arbeitszimmer in ei-
ner Summe vor.

c) Gemäß §  4 Abs.  7 Satz 2 EStG kommt ei-
ne Berücksichtigung der Aufwendungen für das
Arbeitszimmer des Klägers bereits dem Grun-
de nach nicht in Betracht. Der angefochte-
ne Einkommensteuerbescheid für das Streitjahr
ist rechtswidrig, soweit das FA Aufwendungen
i.H.v. … Euro als Betriebsausgaben berücksich-
tigt hat. Die Einkommensteuer des Klägers wä-
re danach im Streitjahr höher festzusetzen. We-
gen des im finanzgerichtlichen Verfahren gel-
tenden Verböserungsverbots (§ 96 Abs. 1 Satz 2
FGO) bleibt die Steuerfestsetzung im angefoch-
tenen Einkommensteuerbescheid für das Streit-
jahr aber unverändert.

2. Die vom Kläger erhobenen Verfahrensrügen
haben keinen Erfolg.

a) Der gerügte Verfahrensmangel eines Ver-
stoßes gegen die gerichtliche Sachaufklärungs-
pflicht gemäß § 76 Abs. 1 FGO ist nicht gegeben.
Das FG hat seine Sachaufklärungspflicht nicht
dadurch verletzt, dass es den Kläger mit Verfü-
gung vom 14.04.2022 zur Vorlage seiner Auf-
zeichnungen nach § 4 Abs. 7 EStG zu den gel-
tend gemachten Aufwendungen des Arbeitszim-
mers aufgefordert hat. Gemäß § 76 Abs. 1 Satz
1 FGO erforscht das Gericht den Sachverhalt
von Amts wegen. Da die Erfüllung der Aufzeich-
nungspflicht des § 4 Abs. 7 EStG als materielle
Voraussetzung für den Betriebsausgabenabzug
im vorgerichtlichen Verfahren nicht behandelt
worden war, musste das FG von Amts wegen die
entscheidungserheblichen Tatsachen ermitteln.

b) Auch der vom Kläger gerügte Verfahrens-
mangel eines Verstoßes gegen den Anspruch
auf rechtliches Gehör (Art.  103 Abs.  1 des
Grundgesetzes, § 96 Abs. 2 FGO) aufgrund ei-
ner Überraschungsentscheidung liegt nicht vor.
Das FG hat den Kläger mit gerichtlichem Schrei-
ben vom 14.04.2022 auf § 4 Abs. 7 EStG hin-
gewiesen. Der Umstand, dass der Kläger die-
sen Hinweis als überraschend empfunden ha-
ben mag, macht die spätere Entscheidung des
FG nicht zu einer Überraschungsentscheidung,
zumal das FG, wie der Kläger selbst vorträgt, in
der mündlichen Verhandlung sein Verständnis
der Aufzeichnungspflicht des § 4 Abs. 7 EStG er-
läutert hat. Der Anspruch auf rechtliches Gehör

wird grundsätzlich nicht verletzt, wenn das FG
erstmals in der mündlichen Verhandlung oder
wie hier sogar davor auf seine Rechtsansicht
hinweist und dem Kläger damit die Möglichkeit
zur Stellungnahme gibt.

c) Ebenso hat das FG seine Hinweispflicht ge-
mäß § 76 Abs. 2 FGO nicht verletzt. Soweit der
Kläger meint, das FG hätte ihn darauf hinweisen
müssen, dass er nicht die geltend gemachten
Aufwendungen für das Arbeitszimmer belegen,
sondern seine Aufzeichnungen dieser Aufwen-
dungen hätte vorlegen sollen, trifft das nicht
zu. Nach § 76 Abs. 2 FGO hat das Gericht un-
ter anderem darauf hinzuwirken, dass ungenü-
gende tatsächliche Angaben ergänzt werden.
Im Streitfall hat das FG den Kläger mit seinem
Hinweis vom 14.04.2022 auf die einschlägige
Norm des § 4 Abs. 7 EStG hingewiesen und ihm
Gelegenheit gegeben, weitere Aufzeichnungen
und Belege für die geltend gemachten Aufwen-
dungen des Arbeitszimmers vorzulegen. Dieser
Hinweis war eindeutig und unmissverständlich
und bedurfte keiner Erläuterung in einem weite-
ren Hinweis. Aus dem Antwortschreiben des Klä-
gers vom 08.07.2022 ergab sich aus der Sicht
des FG auch kein Missverständnis des gericht-
lichen Hinweises, sondern die (abweichende)
Rechtsansicht des Klägers, dass eine weitere
Sachaufklärung seitens des FG nicht erforder-
lich sei. Außerdem hat das FG seinen Hinweis
vom 14.04.2022, wie der Kläger selbst vorträgt,
in der mündlichen Verhandlung weiter erläutert.

C. Kontext der Entscheidung

I. Gemäß §  4 Abs.  7 Satz 1 EStG sind unter
anderem Aufwendungen i.S.d. § 4 Abs. 5 Satz
1 Nr.  6b EStG einzeln und getrennt von den
sonstigen Betriebsausgaben aufzuzeichnen. So-
weit diese Aufwendungen nicht bereits nach § 4
Abs.  5 EStG vom Abzug ausgeschlossen sind,
dürfen sie gemäß §  4 Abs.  7 Satz 2 EStG bei
der Gewinnermittlung nur berücksichtigt wer-
den, wenn sie nach Satz 1 der Vorschrift beson-
ders aufgezeichnet sind.

Verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Re-
gelung in § 4 Abs. 7 EStG greifen nicht durch.
Die Abzugsbeschränkung des §  4 Abs.  5 Satz
1 Nr.  6b EStG und die Ergänzung der Auf-
zeichnungspflicht des §  4 Abs.  7 EStG um
Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszim-
mer durch das Jahressteuergesetz 1996 vom
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11.10.1995 (BGBl I 1995, 1250) wurden auf Vor-
schlag des Vermittlungsausschusses eingeführt
(vgl. Beschlussempfehlungen vom 07.07.1995,
BT-Drs. 13/1960 und vom 02.08.1995, BT-
Drs. 13/2100). Nach der Rechtsprechung des
BVerfG (BVerfG) hat der Vermittlungsausschuss
im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens des
Jahressteuergesetzes 1996 die ihm von Verfas-
sungs wegen gezogenen Grenzen seines Ver-
mittlungsauftrages im Zusammenhang mit der
Reform des Einkommensteuerrechts nicht über-
schritten. Die Beschränkung der Abzugsfähig-
keit von Kosten für häusliche Arbeitszimmer war
im parlamentarischen Verfahren bereits kontro-
vers behandelt worden und ist damit dem Bun-
destag als Gegenstand gegenläufiger Initiativen
von Bundestag und Bundesrat bewusst gewe-
sen, so dass das Parlament deshalb auch ei-
ne Vermittlung in dieser Frage erwarten durfte
(BVerfG, Urt. v. 07.12.1999 - 2 BvR 301/98 - BSt-
Bl II 2000, 162 = BVerfGE 101, 297). Demnach
bestehen keine Zweifel an der Verfassungsmä-
ßigkeit der Regelung in § 4 Abs. 7 Satz 1 EStG.

II. Nach § 4 Abs. 7 Satz 1 EStG sind unter an-
derem Aufwendungen i.S.d. §  4 Abs.  5 Satz 1
Nr.  6b EStG für ein häusliches Arbeitszimmer
gesondert aufzuzeichnen. Die Verletzung der
Aufzeichnungspflicht führt dazu, dass der Be-
triebsausgabenabzug gemäß §  4 Abs.  7 Satz
2 EStG ausgeschlossen ist. Insoweit stellt §  4
Abs. 7 Satz 2 EStG eine zusätzliche materiell-
rechtliche Voraussetzung für den Betriebsaus-
gabenabzug auf.

Nach der Rechtsprechung des BFH zu Ge-
schenk- und Bewirtungsaufwendungen i.S.v. § 4
Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 EStG, für die eben-
falls die Aufzeichnungspflicht des §  4 Abs.  7
EStG gilt, kann auch in sog. Bagatellfällen bei
Freiberuflern, die ihren Gewinn nach § 4 Abs. 3
EStG ermitteln, von den besonderen Aufzeich-
nungspflichten des § 4 Abs. 7 EStG nicht abge-
sehen werden (vgl. etwa BFH, Urt. v. 13.05.2004
- IV R 47/02 - BFH/NV 2004, 1402, unter II.1.a;
BFH, Urt.  v. 14.09.1989 - IV R 122/88 - BFH/
NV 1990, 495 m.w.N.). Die Aufwendungen müs-
sen einzeln, getrennt von den übrigen Betriebs-
ausgaben und zeitnah aufgezeichnet werden.
Hierfür ist eine Aufzeichnung der Aufwendun-
gen auf einem besonderen Konto der Buchfüh-
rung (bei Gewinnermittlung durch Bestandsver-
gleich nach § 4 Abs. 1 und 5 EStG) oder in einer
besonderen Spalte im Rahmen der Ausgaben-
aufzeichnungen (bei Gewinnermittlung nach § 4

Abs.  3 EStG) erforderlich. Dabei genügt auch
eine geordnete Belegsammlung mit unterjäh-
rig zusätzlicher periodisch zeitnaher Eintragung
der Summen in die entsprechende Spalte eines
Journals den Anforderungen des § 4 Abs. 7 EStG.
Eine geordnete Belegsammlung allein genügt
hingegen nicht, auch wenn eine solche grund-
sätzlich – also vorbehaltlich einer besonderen
Aufzeichnungspflicht – gemäß §  146 Abs.  5
Satz 1 Halbsatz 1 der Abgabenordnung zulässig
und ausreichend wäre. Auch eine Belegsamm-
lung mit Addition der Positionen nach Abschluss
des Veranlagungszeitraums reicht grundsätz-
lich nicht aus. Steuerpflichtige mit Gewinn-
ermittlung nach §  4 Abs.  3 EStG haben die
für buchführende Steuerpflichtige entwickelten
Grundsätze für die getrennte Aufzeichnung von
Aufwendungen i.S.d. §  4 Abs.  7 EStG von der
Art der Gewinnermittlung unabhängig und da-
her entsprechend anzuwenden.

Dem ist auch hinsichtlich der Aufwendun-
gen für das häusliche Arbeitszimmer eines
selbstständig tätigen Steuerpflichtigen, der sei-
nen Gewinn nach Maßgabe des §  4 Abs.  3
EStG durch Einnahme-Überschussrechnung er-
mittelt, zu folgen. Bei einem häuslichen Arbeits-
zimmer bedarf es ebenso wie bei Geschenk-
und Bewirtungsaufwendungen einer klaren Ab-
grenzung des betrieblichen vom privaten Be-
reich. Das häusliche Arbeitszimmer ist dadurch
gekennzeichnet, dass es seiner Lage, Funktion
und Ausstattung nach in die häusliche Sphä-
re des Steuerpflichtigen eingebunden ist (Be-
schl. des Großen Senats des BFH v. 27.07.2015
- GrS 1/14 Rn. 62, 63 - BFHE 251, 408 = BSt-
Bl II 2016, 265). Deshalb ist der Aufzeichnungs-
pflicht gemäß § 4 Abs. 7 EStG auch für die Auf-
wendungen eines häuslichen Arbeitszimmers in
inhaltlicher und zeitlicher Hinsicht nur genügt,
wenn sämtliche Aufwendungen für das häusli-
che Arbeitszimmer und dessen Ausstattung ein-
zeln und zeitnah in einer besonderen Spalte der
Ausgabenaufzeichnungen, zumindest aber ge-
bündelt in einem gesonderten schriftlichen oder
digitalen Dokument aufgezeichnet werden. Eine
bloße Belegsammlung reicht nicht aus. Nur so
ist die sachlich zutreffende Zuordnung solcher
Aufwendungen und die einfache Prüfung ihrer
Abziehbarkeit gewährleistet.
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D. Auswirkungen für die Praxis

Aufwendungen i.S.v. §  4 Abs.  5 Satz 1 Nr.  1-
4, 6b und 7 EStG, d.h. auch die Aufwendungen
für ein häusliches Arbeitszimmer, das den Mit-
telpunkt der gesamten betrieblichen und beruf-
lichen Betätigung bildet, sind gemäß § 4 Abs. 7
Satz 1 EStG besonders aufzuzeichnen. Die Erfül-
lung dieser Pflicht ist Voraussetzung für den Be-
triebsausgabenabzug. Die einzelnen Vorgaben
dieser Aufzeichnungspflicht stellt die Bespre-
chungsentscheidung klar. Dies betrifft insbe-
sondere die Einzelaufzeichnung, getrennte Auf-
zeichnung und v.a. auch die unterjährig zeit-
nahe Aufzeichnung von ausnahmslos allen Auf-
wendungen, etwa auch von AfA-Beträgen. Sog.
Bagatellfälle sind davon nicht ausgenommen.

Die zwischen den Beteiligten auch streitige Fra-
ge, ob für die Aufteilung der Gebäudekosten
der Anteil des Arbeitszimmers an der Gesamt-
fläche des Gebäudes nach der DIN 277 oder der
Wohnflächenverordnung vom 25.11.2003 (BGBl
I 2003, 2346) zu ermitteln ist, bedurfte keiner
Entscheidung, da der Betriebsausgabenabzug
für die Aufwendungen des Arbeitszimmers be-
reits dem Grunde nach zu versagen war.

4

Freiwillige Akzeptanzzahlungen
einer Windkraftanlagenbetreiberin
an Anwohner als nicht abziehbare
Geschenke und die Grenzen der
Änderung nach § 174 Abs. 4 AO

Orientierungssätze zur Anmerkung:

1. Freiwillige Zahlungen, die die Betreiberin
von Windkraftanlagen ohne Rechtsanspruch
der Empfänger an Anwohner leistet, um die
Akzeptanz der Anlagen zu fördern, sind Ge-
schenke i.S. des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG
und mindern den Gewinn nicht.

2. Hat das FA solche Zahlungen irrig als Son-
derbetriebseinnahmen derjenigen Empfän-
ger behandelt, die zugleich Kommanditisten
sind, erlaubt § 174 Abs. 4 AO nach der Kor-
rektur zugunsten der Feststellungsbeteilig-
ten nur die Erhöhung des laufenden Gewinns
um die Zahlungen an diese Kommanditis-
ten. Bestimmter Sachverhalt i.S. des § 174
Abs.  4 AO ist die Zahlung an den jeweili-

gen Empfänger, nicht das Zahlungsmodell
als Gesamtvorgang.

Anmerkung zu FG Münster, Urteil vom
01.12.2025, 1 K 1502/25 F
von Dr. Sascha Bleschick, Vors. RiFG

A. Problemstellung

Beim Ausbau der Windenergie werben Anlagen-
betreiber um Akzeptanz in der Nachbarschaft.
Neben vertraglich vereinbarten Entgelten für
Grundstücksnutzungen und sog. Belastungsver-
gütungen, die mit einem Verzicht auf Einwen-
dungen verknüpft sind, haben sich Modelle eta-
bliert, nach denen Anwohner im Umfeld der An-
lagen freiwillige, umsatzabhängige Zahlungen
erhalten, ohne dass ihnen ein Rechtsanspruch
zusteht. Im Mittelpunkt des Besprechungsur-
teils stand die Frage, ob solche Akzeptanzzah-
lungen als Geschenke unter das Abzugsverbot
des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG fallen, obwohl
sie unstreitig betrieblich veranlasst sind. Das FG
Münster hatte diese Frage, soweit ersichtlich,
als erstes Gericht zu entscheiden.

Hinzu trat eine verfahrensrechtliche Frage: Das
FA hatte die Zahlungen zunächst als Sonderbe-
triebseinnahmen der Empfänger erfasst, die zu-
gleich Kommanditisten der Betreiberin waren.
Nachdem sich diese Behandlung in einem ers-
ten Klageverfahren als unzutreffend erwiesen
hatte, korrigierte das FA die Sonderbetriebs-
einnahmen und erhöhte im Gegenzug den be-
standskräftig festgestellten laufenden Gewinn
nach § 174 Abs. 4 AO, und zwar um die Zah-
lungen an sämtliche Empfänger, also auch an
Nichtgesellschafter. Streitig war, wie weit der
über den „bestimmten Sachverhalt“ vermittelte
Durchgriff auf die Bestandskraft reicht.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Klägerin, eine GmbH & Co. KG mit rund
130 Kommanditisten, betreibt vier im Jahr 2016
in Betrieb genommene Windenergieanlagen.
Die vertraglich geregelten Belastungsvergütun-
gen an Grundstückseigentümer im Nahbereich,
die im Gegenzug auf den Einwand der op-
tisch bedrängenden Wirkung verzichteten, so-
wie die umsatzabhängigen Nutzungsentgelte
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an die Eigentümer der Betriebsflächen sind
steuerlich nicht streitig. Daneben sah die Anla-
ge 5 zum Gestattungsvertrag („Pacht- und An-
wohnermodell“) einen aus einem festen Pro-
zentsatz der Stromerlöse gespeisten Anwohner-
fonds vor, der nach Entfernungsklassen auf An-
wohner verteilt wurde. Nach der ausdrücklichen
Regelung erfolgten diese Leistungen freiwillig.
Weder bestand ein Rechtsanspruch noch soll-
te Gewohnheitsrecht Anwendung finden. Einige
Anwohner waren zugleich Kommanditisten der
Klägerin.

Das FA erfasste die Zahlungen zunächst erklä-
rungsgemäß im Gesamthandsbereich als Be-
triebsausgaben und rechnete sie den Empfän-
gern mit Kommanditistenstellung als Sonderbe-
triebseinnahmen zu. Den Vorbehalt der Nach-
prüfung hob es später für beide Streitjahre auf
(2016 und 2019). Die Einsprüche der Kläge-
rin, die Kulanzzahlungen mit Entschädigungs-
charakter für den Verlust an Lebensqualität und
die Wertminderung des Grundbesitzes geltend
machte, blieben erfolglos. In den Einspruchsent-
scheidungen qualifizierte das FA die Zahlungen
in einen Vorabgewinn aus gesellschaftsrechtli-
cher Treuepflicht um, ohne die Bescheide zu än-
dern. Im hiergegen geführten ersten Klagever-
fahren teilte der Berichterstatter mit, dass we-
der Sonderbetriebseinnahmen noch ein Vorab-
gewinn vorlägen. Daraufhin schwenkte das FA
um: Alle freiwilligen Zahlungen ohne gesonder-
te vertragliche Grundlage seien mangels Ge-
genleistung Geschenke und damit nicht abzieh-
bare Betriebsausgaben, unabhängig von der
Gesellschafterstellung, da die Zahlungen dem
Grunde und der Höhe nach allein von der Ent-
fernung zur Anlage abhängig seien. Die Klägerin
hielt dem entgegen, ein Geschenk setze die Ei-
nigung beider Seiten über die Unentgeltlichkeit
voraus. Die Empfänger hätten die Zahlungen als
Kompensation angesehen.

Das FA minderte sodann die Feststellung der
Sonderbetriebseinnahmen (2016: 10.675,75
Euro; 2019: 16.041,68 Euro) nach § 172 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 AO und erhöhte den laufenden Ge-
winn nach § 174 Abs. 4 AO um 13.320,55 Euro
(2016) bzw. 36.003,85 Euro (2019). Die Diffe-
renz entfällt auf die Zahlungen an Nichtgesell-
schafter. Gegen die geänderte Feststellung des
laufenden Gewinns erhob die Klägerin Sprung-
klage, der das FA zustimmte. Das erste Klage-

verfahren wurde übereinstimmend für erledigt
erklärt.

Das FG gab der Klage insoweit statt, als der
laufende Gewinn um die Zahlungen an Nichtge-
sellschafter erhöht worden war. Materiell-recht-
lich unterlag die Klägerin vollständig, da das FG
sämtliche Zahlungen als Geschenke einordne-
te. Ihr Teilerfolg beruht allein auf der begrenz-
ten Reichweite des § 174 Abs. 4 AO.

I. Sämtliche Zahlungen, an Kommanditisten wie
an Nichtgesellschafter, seien Geschenke. Der
Geschenkbegriff entspreche dem Begriff der
bürgerlich-rechtlichen Schenkung nach §  516
Abs. 1 BGB und erfasse auch Geldzuwendungen
(vgl. BFH, Urt. v. 23.06.1993 - I R 14/93 - BStBl II
1993, 806; BFH, Urt. v. 18.02.1982 - IV R 46/78
- BStBl II 1982, 394). Objektiv fehle es an einer
Gegenleistung. Denn nach den klaren Formulie-
rungen des „Pacht- und Anwohnermodells“ be-
stehe kein Rechtsanspruch. Ansprüche, auf die
die Anwohner hätten verzichten können, seien
weder vorgetragen noch ersichtlich.

Auch die subjektive Einigung über die Unent-
geltlichkeit liege vor. Da das Modell gerade
keinen Verzicht vorsehe und die Empfänger
nicht gehindert gewesen seien, etwaige Ansprü-
che gerichtlich geltend zu machen, hätten sie
bei dieser objektiven Sachlage nicht ernsthaft
davon ausgehen können, Gegenleistungen zu
erbringen. Ob die Grundstücke tatsächlich im
Wert gemindert gewesen seien oder eine Ge-
räuschimmission von 40 bis 45 Dezibel vorge-
legen habe, könne dahinstehen, weil unstreitig
keine Rechtsansprüche bestanden hätten. Dass
die Zahlungen die Akzeptanz der Anlagen för-
dern sollten, ändere daran nichts. Zu den Ge-
schenken gehörten nach ständiger Rechtspre-
chung des BFH auch sog. Zweckgeschenke, mit
denen der Geber ohne konkrete Gegenleistung
allgemein das im betrieblichen Interesse liegen-
de Wohlwollen des Bedachten erringen wolle
(BFH, Urt.  v. 12.10.2010 - I R 99/09 - BFH/NV
2011, 650; BFH, Beschl. v. 22.09.2015 - I B 1/15
- BFH/NV 2016, 384). Die Freigrenze von 35
Euro greife schon deshalb nicht, weil sie nach
dem Wortlaut nur Sachzuwendungen erfasse.
Unabhängig davon sei sie bei den Gesellschaf-
tern überschritten. Für eine teleologische Re-
duktion der Vorschrift, wie sie die Literatur et-
wa für Streuwerbung diskutiere (Stapperfend in:
Herrmann/Heuer/Raupach, EStG/KStG, § 4 EStG
Rn. 1140, 1145, Stand: März 2026; a.A. Drüen
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in: Brandis/Heuermann, § 4 EStG Rn. 703, Stand:
Februar 2026), sei kein Raum. Denn die Klägerin
habe die Zuwendungen einem genau definier-
ten Personenkreis gewährt, um dessen Wohl-
wollen zu erhalten und einen reibungslosen Be-
triebsablauf vorzubereiten. Das sei mit Zweck-
geschenken, nicht mit Streuwerbung an eine
Vielzahl unbekannter Empfänger vergleichbar.

II. Die ursprünglichen Feststellungen des laufen-
den Gewinns seien bestandskräftig geworden,
da das erste Klageverfahren nur die Feststel-
lung der Sondergewinne betroffen habe. Bei-
de Feststellungen bildeten eigenständige Streit-
gegenstände (BFH, Urt.  v. 10.02.1988 - VIII R
352/82 - BStBl II 1988, 544). Als Änderungs-
grundlage komme allein §  174 Abs.  4 AO in
Betracht. Danach dürfen die richtigen steuerli-
chen Folgerungen aus einem Sachverhalt nach-
träglich gezogen werden, wenn aufgrund irri-
ger Beurteilung dieses bestimmten Sachver-
halts ein Steuerbescheid ergangen ist, der auf
Rechtsbehelf oder Antrag des Steuerpflichtigen
zu dessen Gunsten aufgehoben oder geändert
wird (§  174 Abs.  4 Satz 1 AO). Das FG leg-
te den Maßstab des BFH zum Merkmal des
„bestimmten Sachverhalts“ zugrunde. Maßgeb-
lich sei der einzelne Lebensvorgang oder Sach-
verhaltskomplex. Die irrige Beurteilung im zu-
gunsten des Steuerpflichtigen geänderten Be-
scheid müsse sich ausschließlich auf diesen
Sachverhalt bezogen haben, der seinerseits
in vollem Umfang Grundlage des zu ändern-
den Bescheids geworden sein müsse (vgl. BFH,
Urt. v. 19.08.2015 - X R 50/13 - BStBl II 2017,
15; Anm.  Steinhauff, jurisPR-SteuerR 16/2016
Anm. 3).

Danach sei der irrig beurteilte Sachverhalts-
komplex allein die Zahlung an diejenigen An-
wohner, die zugleich Kommanditisten seien.
Diese sei in den Sondergewinnfeststellungen
irrig als Gegenleistung für Gesellschafterleis-
tungen gewertet worden. Der Lebenssachver-
halt „Zahlung an Nichtgesellschafter“ sei da-
gegen nicht irrig, sondern gar nicht beurteilt
worden, da er mangels Beteiligtenstellung von
vornherein nicht zu Sonderbetriebseinnahmen
habe führen können. Die gemeinsame Grundla-
ge im „Pacht- und Anwohnermodell“ genüge für
einen einheitlichen Sachverhaltskomplex nicht.
Jede Zahlung an den jeweiligen Empfänger sei
ein eigenständiger Sachverhalt.

III. Die wegen grundsätzlicher Bedeutung vom
FG zugelassene Revision ist nicht eingelegt wor-
den. Daher ist das Urteil rechtskräftig gewor-
den.

C. Kontext der Entscheidung

I. Das Abzugsverbot des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1
EStG für Geschenke setzt begrifflich voraus,
dass die Aufwendungen Betriebsausgaben sind.
Es nimmt betrieblich veranlasste Zuwendungen
vom Abzug aus, um den missbräuchlichen Ab-
zug von Betriebsausgaben zu bekämpfen. Das
Besprechungsurteil wendet die gefestigte Linie
des BFH zum zivilrechtlichen Schenkungsbegriff
und zu den Zweckgeschenken (vgl. nur BFH, Be-
schl. v. 22.09.2015 - I B 1/15 Rn. 4 m.w.N. - BFH/
NV 2016, 384) erstmals auf Anwohnerzahlun-
gen eines Windparkbetreibers an (so auch Kis-
ter, EFG 2026, 320). Für den Geschenkbegriff
kommt es nicht darauf an, ob der Zuwenden-
de sich ein Verhalten des Empfängers erhofft,
denn eine solche Erwartung liegt jedem Zweck-
geschenk zugrunde. Entscheidend ist, ob die
Zahlung mit einer bestimmten Leistung recht-
lich verknüpft ist. Der Betreiber eines Wind-
parks erwartet von den Anwohnern durchaus et-
was, nämlich dass sie die Anlagen hinnehmen.
Zur Bedingung der Zahlung war das im Anwoh-
nermodell aber nicht gemacht. Nach den Fest-
stellungen des FG waren die Empfänger nicht
gehindert, etwaige Ansprüche gerichtlich gel-
tend zu machen.

Hervorzuheben ist die Behandlung des subjekti-
ven Merkmals der Einigung über die Unentgelt-
lichkeit. Das FG leitet den fehlenden Gegenleis-
tungswillen der Empfänger aus der objektiven
Vertragslage ab. Wer keine Rechtsposition auf-
gibt und dies nach der Ausgestaltung des Mo-
dells auch erkennen kann, könne nicht ernsthaft
von einer Entgeltlichkeit ausgehen. Der Vortrag,
die Empfänger hätten die Zahlungen subjek-
tiv als Entschädigung empfunden, wird damit
für unbeachtlich erklärt. Diese Objektivierung
ist konsequent, denn andernfalls hätte es der
Zuwendende oder der Empfänger in der Hand,
das Abzugsverbot durch bloße Umdeutung der
Zahlungsmotive zu umgehen. Die Grenze zwi-
schen nicht abziehbarem Geschenk und abzieh-
barer Entgeltzahlung hängt damit allein von der
Vertragsgestaltung ab, obwohl die Belastungs-
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vergütungen und die Anwohnerzahlungen im
Streitfall demselben Ziel dienten.

Der Spielraum für Gestaltungen ist dabei klei-
ner, als es zunächst scheint. Nahe liegt der
Gedanke, den Abzug durch eine Verzichtsklau-
sel zu sichern, die den Betreiber wirtschaftlich
nichts kostet, weil Anwohner ohne durchsetz-
bare Ansprüche mit dem Verzicht nichts aufge-
ben. Dafür ließe sich die Formel des BFH anfüh-
ren, nach der die Unentgeltlichkeit fehlt, wenn
die Zuwendung als Gegenleistung für eine be-
stimmte Leistung „gedacht ist“ (BFH, Urt.  v.
18.02.1982 - IV R 46/78 Rn. 22 - BStBl II 1982,
394). Auf die Vorstellung der Beteiligten käme
es danach entscheidend an. Allerdings ist diese
Vorstellung nach den abstrahierten Rechtsmaß-
stäben des Besprechungsurteils an der objekti-
ven Rechtslage zu messen. Wer keine Rechts-
position aufgibt, kann danach nicht ernsthaft
annehmen, eine Gegenleistung zu erbringen.
Den Abzug sichert deshalb nur ein Verzicht, der
eine ernsthaft in Betracht kommende Rechtspo-
sition betrifft.

Offengelassen hat das FG die im Schrifttum um-
strittene teleologische Reduktion des Abzugs-
verbots für Streuwerbung (geringwertige Wer-
beartikel wie Kugelschreiber oder Notizblöcke,
die ungezielt an eine unbestimmte Vielzahl von
Empfängern verteilt werden). Die Abgrenzung
über den genau definierten Personenkreis und
die individuelle Zwecksetzung erscheint trag-
fähig. Zutreffend, wenn auch nicht allein ent-
scheidungstragend, ist die Aussage, die Frei-
grenze des §  4 Abs.  5 Satz 1 Nr.  1 Satz 2
EStG (in den Streitjahren 35 Euro, für nach
dem 31.12.2023 beginnende Wirtschaftsjahre:
50 Euro) gelte nach ihrem Wortlaut („Gegen-
stände“) nur für Sachzuwendungen. Für Geld-
geschenke bliebe danach selbst ein Bagatellab-
zug versperrt. In verschärfter Form stellt sich
die Abzugsfrage bei den gesetzlich vorgesehe-
nen Zuwendungen an Standortgemeinden nach
§ 6 EEG 2023 (dazu unter D.).

II. Den für die Änderungsnorm des § 174 Abs. 4
AO maßgeblichen Lebenssachverhalt bestimmt
das FG mit Blick auf die jeweiligen Empfän-
ger. Danach ist nicht das „Anwohnermodell“
als Gesamtvorgang, sondern die Zahlung an
den jeweiligen Anwohner der bestimmte Sach-
verhalt i.S. des § 174 Abs. 4 AO (grundlegend
BFH, Urt.  v. 19.08.2015 - X R 50/13 - BSt-
Bl II 2017, 15; Anm.  Steinhauff, jurisPR-Steu-

erR 16/2016 Anm.  3). Das überzeugt. §  174
Abs.  4 AO ist keine allgemeine Fehlerkorrek-
turvorschrift, sondern löst punktuell den Wider-
streit auf, der durch die irrige Beurteilung eines
identischen Sachverhalts entstanden ist. Der
Wortlaut verlangt eine Beurteilung, die stattge-
funden hat und sich als unzutreffend erweist. Ei-
ne unterbliebene Würdigung genügt nicht, mag
sie auch auf einem Rechtsirrtum des FA über
die Reichweite des Feststellungsgegenstands
beruhen. Eine weiter gehende Durchbrechung
der Bestandskraft zulasten des Steuerpflichti-
gen bezweckt die Norm nicht (ebenso Kister,
EFG 2026, 320).

D. Auswirkungen für die Praxis

I. Das rechtskräftige Besprechungsurteil trifft
die steuerlich ungünstigste Variante der Akzep-
tanzförderung. Finanzielle Beteiligungen von
Anwohnern und Gemeinden sind beim Ausbau
der Windenergie inzwischen üblich und in ein-
zelnen Ländern sogar vorgeschrieben (vgl. et-
wa Bürgerenergiegesetz NRW - BürgEnG - v.
19.12.2023, GV. NRW. S. 1386, zuletzt geändert
durch Gesetz v. 12.05.2026, GV. NRW. S. 305).
Sie reichen von Gesellschaftsanteilen und Nach-
rangdarlehen über vergünstigte Stromtarife bis
zu Zuwendungen ohne Gegenleistung. Nur die
letzte Variante fällt unter das Abzugsverbot des
§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG. Beim Empfänger
fehlt es an einer Leistung i.S.  des §  22 Nr.  3
EStG, weil die Zahlung nach den Feststellun-
gen des FG nicht durch ein Verhalten der An-
wohner ausgelöst und nicht als Entgelt ange-
nommen wurde (zum Leistungsbegriff vgl. BFH,
Urt.  v. 07.12.2010 - IX R 46/09 Rn.  19 - BSt-
Bl II 2012, 310). Der Zuwendende kann den
Aufwand nicht abziehen, der Empfänger muss
die Zahlung nicht versteuern. Beides beruht auf
demselben Umstand, nämlich dass die Anwoh-
ner nichts geben.

Wer den Betriebsausgabenabzug sichern will,
muss die Zahlungen von Beginn an mit ei-
ner echten, dokumentierten Gegenleistung ver-
knüpfen, etwa durch Verzichts- und Duldungs-
vereinbarungen, die Rücknahme oder Nichtein-
legung von Rechtsbehelfen gegen die immissi-
onsschutzrechtliche Genehmigung oder durch
Gestattungen. Der Verzicht muss darüber hin-
aus nach dem Besprechungsurteil eine ernst-
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haft in Betracht kommende Rechtsposition be-
treffen.

Besondere Aufmerksamkeit verdienen die Zu-
wendungen an Standortgemeinden nach §  6
EEG 2023. Das Gesetz gestattet bestimmten
Anlagenbetreibern ausdrücklich „einseitige Zu-
wendungen ohne Gegenleistung“ (§  6 Abs.  1
Satz 2 EEG 2023) und beschreibt damit tatbe-
standlich exakt das, woran das Besprechungs-
urteil das Abzugsverbot knüpft. Für EEG-geför-
derte Strommengen kann der Betreiber die im
Vorjahr an die Gemeinden geleisteten Beträ-
ge im Rahmen der Endabrechnung vom Netz-
betreiber erstattet verlangen (§  6 Abs.  5 EEG
2023). Steuerrechtlich neutralisiert diese Er-
stattung die Zahlung nicht. Durchlaufende Pos-
ten, also Beträge, die im Namen und für Rech-
nung eines anderen vereinnahmt und veraus-
gabt werden (§  4 Abs.  3 Satz 2 EStG), lie-
gen nicht vor, weil der Betreiber im eigenen
Namen aufgrund eigener Vereinbarung zahlt;
bei bilanzierenden Steuerpflichtigen ist die Vor-
schrift zudem nicht anzuwenden (BFH, Be-
schl. v. 14.07.2020 - XI B 1/20 Rn. 16 - BFH/NV
2020, 1258). Nach demselben BFH-Beschluss
gilt das Abzugsverbot auch dann, wenn ein Drit-
ter dem Schenker die Kosten des Geschenks er-
stattet (BFH, Beschl. v. 14.07.2020 - XI B 1/20
Rn.  21 - BFH/NV 2020, 1258). Die Erstattung
ist demnach eine steuerpflichtige Betriebsein-
nahme, während der Abzug der Zahlung nach
§  4 Abs.  5 Satz 1 Nr.  1 EStG versagt bleibt.
Die energierechtlich intendierte Kostenneutrali-
tät der Kommunalbeteiligung wird damit steu-
errechtlich verfehlt. Bei förderfreien Strommen-
gen bleibt es mangels Erstattung bei der end-
gültigen Belastung ohne Abzug.

Eine Ausnahme vom Abzugsverbot des §  4
Abs.  5 Satz 1 Nr.  1 EStG ließe sich nur im
Wege teleologischer Reduktion begründen, die
mit dem auch insoweit überzeugenden Bespre-
chungsurteil gegen den Wortlaut abzulehnen
ist. Aus dem EEG folgt nichts anderes. Dass
der EEG-Gesetzgeber Kollateralfragen der ge-
genleistungslosen Zuwendung dort ausdrück-
lich geregelt hat, wo er Handlungsbedarf sah,
namentlich durch die Fiktion, dass Vereinbarun-
gen, Angebote und Zuwendungen nicht als Vor-
teil i.S. der §§ 331 bis 334 StGB gelten (§ 6 Abs. 4
Satz 3 und 4 EEG 2023), spricht eher gegen als
für ein ungeschriebenes steuerrechtliches Privi-
leg. De lege lata unterfallen die Zahlungen nach
den Maßstäben des Besprechungsurteils daher

dem Abzugsverbot. Eine Abziehbarkeit der Zah-
lungen könnte nur der Gesetzgeber anordnen,
etwa durch eine Ausnahme in § 4 Abs. 5 Satz 1
Nr. 1 EStG.

Bei den landesrechtlichen Beteiligungspflichten
hängt die Steuerfolge von der gewählten Betei-
ligungsform ab. Das Bürgerenergiegesetz NRW
sieht als Regelfall eine Beteiligungsvereinba-
rung zwischen Vorhabenträger und Standortge-
meinde vor, deren Inhalt die Beteiligten weitge-
hend frei gestalten können (§§ 1 Satz 3, 7 Bürg-
EnG). Als Regelbeispiel nennt das Gesetz unter
anderem „pauschale Zahlungen an einen defi-
nierten Kreis von Anwohnerinnen und Anwoh-
nern oder Gemeinden“ (§  7 Abs.  3 Buchst.  e
BürgEnG) und damit exakt das Modell des Be-
sprechungsurteils. Wird eine Beteiligungsver-
einbarung nicht bis zur Inbetriebnahme der ers-
ten Anlage nachgewiesen, hat der Vorhaben-
träger im Wege der Ersatzbeteiligung den be-
teiligungsberechtigten Gemeinden ein Angebot
zur jährlichen Zahlung von 0,2 Cent pro Ki-
lowattstunde über 20 Jahre abzugeben (§  8
Abs.  1 BürgEnG) und den beteiligungsberech-
tigten Personen eine Eigenkapitalbeteiligung in
Form eines mindestverzinsten Nachrangdarle-
hens zu offerieren (§ 8 Abs. 2, 3 BürgEnG). So-
lange er diesen Pflichten nicht oder nicht in vol-
lem Umfang nachkommt, kann die zuständige
Behörde ihn auf Antrag der beteiligungsberech-
tigten Gemeinde zur Zahlung einer Ausgleichs-
abgabe von 0,8 Cent pro Kilowattstunde an die-
se verpflichten (§ 9 Abs. 1, 2 BürgEnG).

Steuerrechtlich sind diese Stufen nicht gleich-
wertig. Das Nachrangdarlehen ist schon we-
gen der gesetzlichen Mindestverzinsung (§  8
Abs. 3 Satz 4 BürgEnG) entgeltliche Kapitalüber-
lassung. Ein Geschenk liegt also nicht vor. Die
Ausgleichsabgabe wird durch Bescheid festge-
setzt (§ 9 Abs. 3 Satz 1 BürgEnG). Mangels Ei-
nigung i.S. des § 516 Abs. 1 BGB scheidet ein
Geschenk aus, als betrieblich veranlasste Abga-
be dürfte sie abziehbar sein. Kritisch sind die
gegenleistungslosen Geldzahlungen. Für pau-
schale Zahlungen an Anwohner aufgrund ei-
ner Beteiligungsvereinbarung gelten die Maß-
stäbe des Besprechungsurteils unmittelbar. Bei
der Ersatzzahlung nach §  8 Abs.  1 BürgEnG
ist die Gegenleistungslosigkeit gesetzlich ange-
legt. Die Pflicht der Gemeinde, die Mittel zur
Steigerung der Akzeptanz einzusetzen (§  10
Abs. 1 BürgEnG), ist keine Leistung an den Vor-
habenträger, sondern eine Zweckbindung nach
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Art einer Auflage, die die Unentgeltlichkeit un-
berührt lässt (vgl. § 525 BGB). Nimmt die Ge-
meinde das Angebot an, liegt die Einigung über
die Unentgeltlichkeit vor. Dass das Angebot ge-
setzlich erzwungen und der Höhe nach vorge-
geben ist, dürfte daran nichts ändern, denn
§  516 Abs.  1 BGB verlangt keine Freiwillig-
keit des Zuwendungsentschlusses. Die schen-
kungsteuerliche Wertung, wonach nicht freige-
big handelt, wer eine Rechtspflicht erfüllt, ist auf
§ 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG zugeschnitten und auf
den zivilrechtsakzessorischen Geschenkbegriff
nicht übertragbar. Schenkungsteuerrecht und
Zivilrecht fallen auch sonst auseinander (BFH,
Urt. v. 27.11.2013 - II R 25/12 - BFH/NV 2014,
537; Anm.  Podewils/Hellinger, jurisPR-SteuerR
18/2014 Anm. 4). Wird die Ersatzzahlung als An-
gebot nach § 6 EEG 2023 ausgestaltet (§ 8 Abs. 1
Satz 3 BürgEnG), gilt die oben dargestellte Ab-
zugsproblematik dieser Zuwendungen entspre-
chend. Höchstrichterlich geklärt ist die Behand-
lung gesetzlich erzwungener gegenleistungslo-
ser Zahlungen im Rahmen des § 4 Abs. 5 Satz 1
Nr. 1 EStG, soweit ersichtlich, nicht. Vorhaben-
träger, denen es auf den Abzug ankommt, soll-
ten deshalb das Nachrangdarlehen wählen oder
in der Beteiligungsvereinbarung eine substanzi-
elle Gegenleistung verankern. Für deren Tragfä-
higkeit gelten die oben dargestellten Maßstäbe.

II. Bei der Anwendung der Korrekturnorm des
§ 174 AO stärkt die Entscheidung die Position
der Steuerpflichtigen. Das FA kann eine zu sei-
nen Lasten korrigierte irrige Beurteilung nicht
zum Anlass nehmen, bestandskräftige Feststel-
lungen umfassend „nachzubessern“. Daher soll-
te bei Änderungsbescheiden nach § 174 Abs. 4
AO stets geprüft werden, ob die Erhöhung ex-
akt den Sachverhalt betrifft, der zuvor irrig be-
urteilt wurde. Jede darüber hinausgehende Er-
weiterung ist anzufechten.

E. Weitere Themenschwerpunkte der Ent-
scheidung

Das Besprechungsurteil mahnt außerdem zur
sorgfältigen Bestimmung des Klagegegen-
stands bei gesonderten und einheitlichen Fest-
stellungen. Denn die Feststellungen des lau-
fenden Gewinns und der Sondergewinne sind
selbstständige Streitgegenstände (BFH, Urt. v.
09.05.2017 - VIII R 1/14 Rn. 34 - BFH/NV 2017,
1418; Anm.  Jachmann-Michel, jurisPR-SteuerR
47/2017 Anm. 2). Wer nur einzelne angreift, ris-

kiert die Bestandskraft der übrigen, kann von ihr
aber, wie hier, auch profitieren.

5

Auswahl zwischen mehreren in Betracht
kommenden Schätzungsmethoden;
Nachrangigkeit des äußeren
Betriebsvergleichs

Leitsätze:

1. Finanzamt und Finanzgericht sind in der
Wahl ihrer Schätzungsmethoden grundsätz-
lich frei. Jedoch ist diese Freiheit bei meh-
reren in Betracht kommenden Schätzungs-
methoden nach den allgemeinen für die
Ausübung pflichtgemäßen Ermessens (§  5
der Abgabenordnung) geltenden Grundsät-
zen eingeschränkt.

2. Im Rahmen der Ermessensausübung sind
tendenziell ungenauere Schätzungsmetho-
den gegenüber genaueren Schätzungsme-
thoden nachrangig. In der Regel ist der inne-
re Betriebsvergleich im Verhältnis zum äu-
ßeren Betriebsvergleich als die zuverlässi-
gere Schätzungsmethode anzusehen.

3. Zieht das FG die Möglichkeit eines inne-
ren Betriebsvergleichs nicht oder jedenfalls
nicht erkennbar in Betracht, begründet al-
lein dies einen Verstoß gegen § 162 Abs. 1
Satz 2 AO i.V.m. § 5 AO.

Anmerkung zu BFH, Urteil vom 15.04.2026,
X R 14/24
von Dieter Steinhauff, RiBFH a.D.

A. Problemstellung

Der X. Senat des BFH bestätigt in Fortführung
der Grundsatzentscheidung vom 18.06.2025 (X
R 19/21 - BFHE 290, 318) die Anforderungen an
die Durchführung und Begründung des äußeren
Betriebsvermögensvergleichs.
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B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Der Kläger betrieb einen Imbiss, zunächst, im
Streitjahr 2014, in X, von einem Imbisswagen
aus, und ab dem 01.01.2015 in Y, in gemiete-
ten Räumlichkeiten mit circa 30 Sitzplätzen. Vor
Ort geführt wurde der Imbiss von der Mutter des
Klägers und einer Aushilfe. Angeboten wurden
Speisen, Getränke und Zigaretten.

Seinen Gewinn ermittelte der Kläger gemäß
§ 4 Abs. 3 EStG durch Einnahmen-Überschuss-
Rechnung. Für die Streitjahre hatte er Gewinne
i.H.v. 3.129,01 Euro (2014), 961,61 Euro (2015)
und 6.954,81 Euro (2016) erklärt und war ent-
sprechend veranlagt worden.

Eine im Februar 2019 abgeschlossene Außen-
prüfung für die Streitjahre verwarf die Aufzeich-
nungen des Klägers, weil dieser keine Belege
über die einzelnen Geschäftsvorfälle und Nach-
weise zu den im Kassenbuch eingetragenen Ein-
nahmen vorlegte. Er gab an, Strichlisten über
die verkauften Produkte im Imbiss und außer
Haus geführt und das Ergebnis dieser Listen
in das Kassenbuch eingetragen zu haben. Al-
lerdings legte er entsprechende Ursprungsauf-
zeichnungen bei der Prüfung nicht vor. Die Ein-
tragungen im Kassenbuch waren zudem nicht
chronologisch vorgenommen worden. Es wur-
den zahlreiche Privateinlagen festgestellt, de-
ren Herkunft der Kläger nicht nachweisen konn-
te. Für die Zeit ab dem 07.10.2015 lagen,
nachdem der Kläger eine Registrierkasse ange-
schafft hatte, zwar teilweise Z-Bons vor, jedoch
nicht für alle Öffnungstage. Verprobungen an-
hand der Aufzeichnungen des Klägers ergaben
Rohgewinnaufschläge von 69,91% bis 111,02%.
Ab 2015 hatte der Kläger zudem alle Tages-
umsätze in einem Betrag erfasst, ohne Auftei-
lung nach Steuersätzen; Unterlagen zur Auftei-
lung der Umsätze legte er nicht vor. Für das Jahr
2016 hatte der Kläger nur noch Umsätze zu 19%
erklärt.

Der Prüfer kam zu dem Ergebnis, dass die vor-
gelegten Aufzeichnungen aufgrund der festge-
stellten Mängel nicht der Besteuerung zugrunde
gelegt werden könnten und daher die Besteue-
rungsgrundlagen geschätzt werden müssten.
Er nahm eine Nachkalkulation ausgewählter
Speisen vor und ermittelte einen durchschnitt-
lichen Rohgewinnaufschlagsatz von 228,63%.
Die sich daran anschließende Schätzung er-
folgte gleichwohl auf der Grundlage des unte-

ren Rahmens der Rohgewinnaufschlagsätze der
amtlichen Richtsatzsammlung (Rohgewinnauf-
schlagsatz: 144%). Daraus ergaben sich Gewin-
ne i.H.v. 15.819,38 Euro (für 2014), 17.800,50
Euro (für 2015) und 17.131,27 Euro (für 2016).

Das beklagte Finanzamt erließ entsprechend
geänderte Bescheide. Nach erfolglosem Ein-
spruch wies auch das FG Gotha (Urt.  v.
20.02.2024 - 2 K 209/21 - EFG 2025, 539) die
Klage als unbegründet ab. Die vom FA vorge-
nommenen Schätzungen nach der amtlichen
Richtsatzsammlung seien nicht zu beanstan-
den. Das FG übernahm diese als eigene Schät-
zung nach § 96 FGO i.V.m. § 162 AO. Die Ein-
wendungen des Klägers gegen die Schätzungen
seien unerheblich.

Dagegen wandte sich der Kläger mit seiner Re-
vision. Er trug im Wesentlichen vor, die vom
FA und vom FG herangezogenen Rohgewinn-
aufschläge der Richtsatzsammlung für Imbiss-
betriebe berücksichtigten weder die örtlichen
Besonderheiten des Standortes des Klägers im
Prüfungszeitraum noch den Umstand, dass der
Kläger den Imbiss in X wegen Unwirtschaftlich-
keit habe aufgeben müssen.

Der BFH entschied, die Revision sei zulässig.
Insbesondere genüge die Revisionsbegründung
den gesetzlichen Anforderungen (§ 120 Abs. 3
Nr. 2 Buchst. a FGO). Die Revisionsbegründung
sei zwar sehr knapp gehalten. Jedoch greife sie
zwei wesentliche Kritikpunkte auf, die der er-
kennende Senat bereits in seinem Beschluss
vom 14.12.2022 - X R 19/21 (BFHE 278, 428
Rn. 30) angesprochen und in seinem Urteil vom
18.06.2025 (X R 19/21 Rn.  114  ff., 129  ff. =
BFHE 290, 318) weiter ausgeführt habe, näm-
lich die Frage nach der hinreichenden Berück-
sichtigung regionaler Unterschiede durch die
amtliche Richtsatzsammlung (vgl. dazu BFH,
Urt. v. 18.06.2025 - X R 19/21 Rn. 129 ff. - BFHE
290, 318) und die Frage nach der Anwendbar-
keit der amtlichen Richtsatzsammlung im Falle
von Verlustbetrieben, insbesondere bei Betrie-
ben mit Anlaufverlusten (vgl. dazu BFH, Urt. v.
18.06.2025 - X R 19/21 Rn. 118 f. - BFHE 290,
318). Dass diese Kritikpunkte bereits im Klage-
verfahren angeführt worden seien, sei hier un-
schädlich (vgl. insoweit auch Senatsurteil vom
16.06.2021 - X R 4/20 Rn. 21 - BFHE 274, 102).
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Die Revision sei auch begründet und führe zur
Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur
Zurückverweisung der Sache.

Das FG habe in revisionsrechtlich nicht zu bean-
standender Weise entschieden, dass im Streit-
fall eine Schätzungsbefugnis dem Grunde nach
bestanden habe.

Nach § 162 Abs. 1 Satz 1 AO habe die Finanz-
behörde die Besteuerungsgrundlagen zu schät-
zen, soweit sie diese nicht ermitteln oder be-
rechnen könne. § 96 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2
FGO i.V.m. § 162 AO gebe dem FG eine eigene
Schätzungsbefugnis.

Gemäß § 162 Abs. 2 Satz 1 AO sei insbesonde-
re dann zu schätzen, wenn der Steuerpflichtige
über seine Angaben keine ausreichenden Auf-
klärungen zu geben vermöge oder weitere Aus-
kunft oder eine Versicherung an Eides statt ver-
weigere oder seine Mitwirkungspflicht nach § 90
Abs. 2 AO verletze.

Nach §  162 Abs.  2 Satz 2 AO gelte das Glei-
che, wenn der Steuerpflichtige Bücher oder Auf-
zeichnungen, die er nach den Steuergesetzen
zu führen habe, nicht vorlegen könne, wenn die
Buchführung oder die Aufzeichnungen der Be-
steuerung nicht nach § 158 Abs. 2 AO – in den
Streitjahren: §  158 AO a.F. – zugrunde gelegt
würden oder wenn tatsächliche Anhaltspunkte
für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der
vom Steuerpflichtigen gemachten Angaben zu
steuerpflichtigen Einnahmen oder Betriebsver-
mögensmehrungen bestünden und der Steuer-
pflichtige die Zustimmung nach § 93 Abs. 7 Satz
1 Nr. 5 AO nicht erteile.

Gemäß § 158 AO a.F. seien die Aufzeichnungen
des Steuerpflichtigen, die den Vorschriften der
§§  140 bis 148 AO entsprächen, der Besteue-
rung zugrunde zu legen, soweit nach den Um-
ständen des Einzelfalls kein Anlass bestehe, ih-
re sachliche Richtigkeit zu beanstanden.

Formelle Mängel der Buchführung oder der
Aufzeichnungen berechtigten nach ständiger
Rechtsprechung nur insoweit zur Schätzung,
als sie Anlass gäben, die sachliche Richtigkeit
des Ergebnisses der Gewinnermittlung anzu-
zweifeln (ständige Rechtsprechung, vgl. BFH,
Urt. v. 18.06.2025 - X R 19/21 Rn. 37- BFHE 290,

318 und BFH, Urt. v. 29.07.2025 - X R 23-24/21
Rn. 30, jeweils m.w.N. - DStR 2025, 2730).

Bei einer offenen Ladenkasse begründe die
fehlende Kassensturzfähigkeit einen formellen
Mangel der Buchführung oder der sonstigen
Aufzeichnungen. Dieser berechtige zwar grund-
sätzlich nur insoweit zur Schätzung, als er An-
lass gebe, die sachliche Richtigkeit des Er-
gebnisses der Gewinnermittlung anzuzweifeln.
Würden in dem betreffenden Betrieb aber vor-
wiegend Bargeschäfte getätigt, könnten Mängel
der Kassenführung die gesamte Buchführung
oder die gesamten Aufzeichnungen des Steuer-
pflichtigen infrage stellen und zur Verneinung
der Ordnungsmäßigkeit führen mit der Folge,
dass Finanzamt und Finanzgericht dem Grun-
de nach zur Schätzung befugt seien (vgl. BFH,
Urt. v. 18.06.2025 - X R 19/21 Rn. 38 ff. m.w.N.
- BFHE 290, 318).

Das gelte auch für Steuerpflichtige, die ihren
Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG ermittelten. Zwar
seien diese nicht zum Führen eines Kassen-
buchs verpflichtet (so bereits Senatsbeschluss
vom 16.02.2006 (X B 57/05 - BFH/NV 2006, 940,
unter 3.)). Gleichwohl müssten auch in diesem
Fall Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben
durch Belege nachgewiesen werden; denn die
sich aus § 22 UStG i.V.m. den §§ 63 bis 68 UStDV
ergebende Pflicht zur Einzelaufzeichnung wirke
nach ständiger Rechtsprechung auch hinsicht-
lich der Besteuerung nach dem Einkommen-
steuergesetz. So seien gemäß § 22 Abs. 2 Nr. 1
UStG i.V.m. §  63 Abs.  1 UStDV insbesondere
auch die vereinnahmten Entgelte so aufzuzeich-
nen, dass es einem sachverständigen Dritten in-
nerhalb einer angemessenen Zeit möglich ist,
sich einen Überblick über die Umsätze des Un-
ternehmers zu verschaffen (vgl. BFH, Beschl. v.
18.03.2015 (III B 43/14 Rn. 9 m.w.N. - BFH/NV
2015, 978); BFH, Beschl.  v. 12.07.2017 - X B
16/17 Rn. 58 ff. - BFHE 257, 523).

Im vorliegenden Fall habe der Kläger nach den
Feststellungen des FG weder die Ermittlung sei-
ner Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben
ausreichend dokumentiert noch habe er Auf-
zeichnungen über Bareinlagen und Barentnah-
men vorgelegt. Eine Überprüfung des täglichen
Bargeldbestandes im Sinne einer Kassensturz-
fähigkeit sei unmöglich gewesen. Dies gelte so-
wohl für die Zeit bis zur Anschaffung einer Re-
gistrierkasse am 07.10.2015 als auch für die
Zeit danach. Der Kläger habe die Schätzungsbe-
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fugnis des FA und des FG mit seiner Revisions-
begründung auch nicht mehr angegriffen.

Zwar seien danach FA und FG im Streitfall dem
Grunde nach zur Schätzung befugt gewesen.
Jedoch sei die Übernahme der vom FA vorge-
nommenen Schätzung in Form eines äußeren
Betriebsvergleichs auf der Grundlage der amt-
lichen Richtsatzsammlung des Bundesministe-
riums der Finanzen durch das FG rechtsfehler-
haft.

Gemäß § 162 Abs. 1 Satz 2 AO (i.V.m. § 96 Abs. 1
Satz 1 Halbsatz 2 FGO) seien bei der Schät-
zung alle Umstände zu berücksichtigen, die für
sie von Bedeutung seien. Die Ergebnisse der
Schätzung müssten schlüssig sein, V 2021, 314
Rn. 23, dazu Nöcker in NWB 2022, 2683.

Zwar seien Finanzamt und Finanzgericht in
der Wahl ihrer Schätzungsmethoden grundsätz-
lich frei. Jedoch sei diese Freiheit bei mehre-
ren in Betracht kommenden Schätzungsmetho-
den nach den allgemeinen für die Ausübung
pflichtgemäßen Ermessens (§ 5 AO) geltenden
Grundsätzen eingeschränkt. Im Rahmen der da-
nach erforderlichen Ermessensausübung sei-
en tendenziell ungenauere Schätzungsmetho-
den gegenüber genaueren Schätzungsmetho-
den nachrangig. In der Regel sei der innere
Betriebsvergleich im Verhältnis zum äußeren
Betriebsvergleich als die zuverlässigere Schät-
zungsmethode wirtschaftlich möglich und ver-
nünftig (vgl. BFH, Urt. v. 17.06.2020 - X R 26/18
- BFH/Nen (so bereits BFH, Urt. v. 25.03.2015 -
X R 20/13 Rn. 64 - BStBl II 2015, 743, dazu Nö-
cker, jurisPR-SteuerR 48/2015 Anm. 1; vgl. aus-
führlich auch BFH, Senatsurt. v. 18.06.2025 -
X R 19/21 Rn. 47 ff - BFHE 290, 318, dazu Nö-
cker, jurisPR-SteuerR 48/2015 Anm. 1. und BFH,
Urt. v. 29.07.2025 - X R 23-24/21 Rn. 40 ff., je-
weils m.w.N. - DStR 2025, 2730)).

Darüber hinaus müssten Finanzamt und Finanz-
gericht das Ergebnis ihrer Schätzung nachvoll-
ziehbar begründen. Eine fehlende oder nicht
nachvollziehbare Begründung könne zu einem
sachlich-rechtlichen Mangel des Urteils führen,
der auch ohne besondere Rüge vom Revisions-
gericht beanstandet werden kann (vgl. wieder-
um BFH, Urt. v. 18.06.2025 - X R 19/21 Rn. 55 f.
- BFHE 290, 318 und BFH, Urt. v. 29.07.2025 -
X R 23-24/21 Rn. 49 ff.- DStR 2025, 2730). Den

genannten Anforderungen entspreche die Ent-
scheidung des FG nicht.

Das FG verkenne, dass Schätzungsmethoden,
die auf betriebsinternen Daten aufbauten oder
in anderer Weise die individuellen Verhält-
nisse des jeweiligen Steuerpflichtigen berück-
sichtigten (zum Beispiel Vermögenszuwachs-
oder Geldverkehrsrechnung, Aufschlagkalkula-
tion), grundsätzlich vorrangig heranzuziehen
seien (so ausdrücklich bereits BFH, Senatsurt. v.
25.03.2015 - X R 20/13 Rn 64 - BStBl II 2015,
743). Es habe sich dementsprechend nicht mit
der Frage befasst, ob im Streitfall eine Schät-
zung anhand eines inneren Betriebsvergleichs
möglich sei. Schon dies begründe eine Rechts-
verletzung i.S.v. § 118 Abs. 1 Satz 1 FGO, weil
das FG § 162 Abs. 1 Satz 2 AO i.V.m. § 5 AO nicht
richtig angewendet habe.

Für den zweiten Rechtsgang weise der Se-
nat vorsorglich – ohne Bindungswirkung (§ 126
Abs. 5 FGO) – auf Folgendes hin:

Sollte sich bei erneuter Prüfung herausstellen,
dass ein innerer Betriebsvergleich in Betracht
komme, werde sich das FG zwangsläufig mit
dem Verderb eingekaufter Ware durch Frost be-
fassen müssen, auf den sich der Kläger beru-
fen habe. In der mündlichen Verhandlung vom
20.02.2024 habe der Kläger darauf verzichtet,
dass seine Mutter als Zeugin vernommen wer-
de. Da diese den Imbiss vor Ort geführt habe,
wäre sie allerdings vorrangige Auskunftsperson
zu derartigen Fragen. Der Senat weise darauf
hin, dass das FG unabhängig von einem solchen
Verzicht und unabhängig von einem Beweisan-
trag zu prüfen habe, ob nicht schon aufgrund
seiner Verpflichtung, den Sachverhalt von Amts
wegen zu ermitteln (§ 76 Abs. 1 Satz 1 FGO), die
Vernehmung der Mutter geboten sein könnte.

C. Kontext der Entscheidung

Der X. Senat des BFH setzt konsequent die
bereits in seinem Urteil vom 18.06.2025 (X R
19/21 - BFHE 290, 318) ausführlich dargeleg-
ten Grundsätze zur Schätzungsbefugnis und zur
Auswahl der Schätzungsmethoden im Bespre-
chungsurteil fort. Insbesondere hält er erneut
– wiederum in nicht entscheidungserheblicher
Weise – an den im Urteil vom 18.06.2025 (X R
19/21 Rn. 83  ff. - BFHE 290, 318) geäußerten
erheblichen Zweifeln bezüglich der Eignung der
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amtlichen Richtsatzsammlung in ihrer bisheri-
gen Form als Grundlage für eine Schätzung fest.

Offenbar hatte den X. Senat des BFH die Be-
antwortung einer kritischen Kleinen Anfrage im
Deutschen Bundestag zur amtlichen Richtsatz-
sammlung durch die Bundesregierung nicht zu-
friedengestellt (BT-Drs. 19/4238 dazu Beyer,
NWB 2018, 3232, ferner ausführlich zur Entste-
hungsgeschichte des BFH, Urt. v. 18.06.2025 -
X R 19/21 - BFHE 290, 318, Nöcker, NWB 2025,
2988 sowie die ausführliche Gesamtdarstellung
bei Seer in: Tipke/Kruse, § 162 AO Rn. 56 f.). Mit
Beschluss vom 14.12.2022 (X R 19/21 - BFHE
178, 428) hatte der X. Senat des BFH dem BMF
zur Stellungnahme im Verfahren X R 19/21 auf-
gefordert. Dem Revisionsverfahren X R 19/21
war das BMF beigetreten und hatte unverändert
die Auffassung vertreten, die Richtsatzsamm-
lung sei ordnungsgemäß erstellt.

Das Schrifttum hat überwiegend zustimmend
die Entscheidung des BFH (Urt.  v. 18.06.2025
- X R 19/21) besprochen, u.a. auch Barthel in
seinem Beitrag zur „Theoretischen Fundierung
von Schätzungsmethoden“ in StBp 2025, 192,
der zu dem Ergebnis kommt, nach Abwägung
der einzelnen Vor - und Nachteile erschienen
diejenigen Schätzungsverfahren als besonders
geeignet, die auf dem Ähnlichkeitsprinzip ba-
sierten. Deshalb sei der Richtsatzvergleich dem
Grunde nach als geeignet zu betrachten, wenn
auch erhebliche Verfeinerungen, Abstufungen
und vor allem mehr Transparenz geschaffen
werden müssten.

Thum weist in jurisPR-SteuerR 2/2026 Anm. 1
zutreffend darauf hin, dass der äußere Be-
triebsvergleich auf der Grundlage von amtli-
chen Richtsatzsammlungen bis zu ihrer Überar-
beitung wohl aufgrund der ausführlichen Argu-
mentation des X. Senats des BFH nicht mehr
durch die Finanzverwaltung und die Finanzge-
richte anwendbar ist.

Das BMF hat – möglicherweise im Hinblick auf
die erkennbare Tendenz der BFH-Rechtspre-
chung – im Schreiben vom 28.11.2022 (IV A 8
- 51 544/19/10001: 006 - BStBl I 2022, 1608)
im Zusammenhang mit Maßnahmen wegen Co-
rona darauf hingewiesen, unabdingbar sei es,
bei der Anwendung der amtlichen Richtsätze
stets auf die individuellen Verhältnisse der ein-
zelnen zu prüfenden Betriebe einzugehen und
diese zu berücksichtigen (vgl.a. 10.2.1 der Vor-

bemerkungen in der Richtsatzsammlung). In
wirtschaftlichen Krisenzeiten (zum Beispiel auf-
grund einer Pandemie oder eines Krieges), wel-
che sowohl negative als auch positive Auswir-
kungen auf die wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit von vielen oder einzelnen Betrieben haben
könnten, sei es unabdingbar, diesen Grundsatz
der individuellen Betrachtung der Steuerpflich-
tigen in besonderem Maße zu beachten.

D. Auswirkungen für die Praxis

Der X. Senat des BFH hat in seiner Entschei-
dung vom 18.06.2025 (X R 19/21 Rn. 58 - BFHE
290, 318) auf Entscheidung anderer Senate des
BFH hingewiesen, die – ohne weitere Problema-
tisierung – die amtliche Richtsatzsammlung als
mögliche Schätzungsgrundlage bejaht haben.
Beim III. Senat des BFH ist unter Az. III R 34/25
ein weiteres Verfahren zur Richtsatzsammlung
anhängig, ebenso weitere Verfahren beim X. Se-
nat des BFH, vgl. Seer in: Tipke/Kruse, § 162 AO
Rn. 57. Der III. Senat des BFH, ebenso wie an-
dere Senate des BFH, könnte ohne Divergenz-
anfrage nach § 11 Abs. 3 FGO abweichend ent-
scheiden, da der X. Senat des BFH bislang nur
mittels obiter dicta Stellung genommen hat. Die
Frage könnte allenfalls nach §  11 Abs.  4 FGO
wegen grundsätzlicher Bedeutung dem Großen
Senat des BFH zur Entscheidung vorgelegt wer-
den.

Die Auffassung des X. Senats des BFH könnte
sich auch auf die Richtsatzschätzung im Steuer-
strafverfahren auswirken, dazu Bertrand/Joos-
ten, Stbg 2026, 31. Seer in: Tipke/Kruse, § 162
AO Rn. 57 spricht sich zu Recht dafür aus, die
Richtsatzsammlung wenigstens übergangswei-
se mit einer gewissen Vorsicht auf reflektierte
Weise weiter zu benutzen, wenn mangels ge-
ordneter unvollständiger Buchführung kein in-
terner Betriebsvergleich möglich sei und keine
anderen tauglichen Vergleichszahlen verfügbar
seien.

E. Weitere Themenschwerpunkte der Ent-
scheidung

Gemäß § 120 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. a FGO muss
die Begründung im Falle einer Revision, die auf
einen materiellen Rechtsfehler gestützt wird,
die bestimmte Bezeichnung der Umstände ent-
halten, aus denen sich die Rechtsverletzung er-
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gibt. Nach der höchstrichterlichen Rechtspre-
chung muss sich der Revisionskläger in einer
Weise mit den Gründen des angefochtenen –
erstinstanzlichen – Urteils auseinandersetzen,
die erkennen lässt, dass er die Begründung die-
ses Urteils und sein eigenes bisheriges Vorbrin-
gen überprüft hat. Er muss dartun, welche Aus-
führungen der Vorinstanz aus welchen Gründen
unrichtig sein sollen. Eine wörtliche Wiederho-
lung der in der Klageschrift enthaltenen Ausfüh-
rungen genügt regelmäßig nicht, es sei denn,
der Revisionskläger hätte sich schon in der Kla-
geschrift umfassend und abschließend mit den-
jenigen Argumenten auseinandergesetzt, auf
die das FG in der Folge seine Entscheidung ge-
stützt hat (vgl. BFH, Beschl. v. 15.12.2016 - X
R 20/16 Rn. 7 m.w.N.; st.Rspr. - BFH/NV 2017,
471).

6

Zur Berichtigung des Tatbestands
gemäß § 108 FGO und zur nachträglichen
Entscheidung zum Urteil gemäß § 109
FGO

Leitsätze:

1. Gegen eine Entscheidung über einen An-
trag auf Tatbestandsberichtigung ist abwei-
chend von §  108 Abs.  2 Satz 2 FGO die
Beschwerde unter anderem statthaft, wenn
der Antrag als unzulässig verworfen wurde.

2. Ein Urteil des Finanzgerichts ist einer Tat-
bestandsberichtigung nach §  108 FGO nur
dann zugänglich, wenn es aufgrund mündli-
cher Verhandlung ergangen ist.

3. Eindeutige Anträge eines Prozessbevoll-
mächtigten sind aufgrund des bei fachkun-
digen Berufsträgern in der Regel anzulegen-
den strengen Maßstabs keiner Auslegung
zugänglich.

4. Es fehlt am Rechtsschutzbedürfnis für ei-
nen Berichtigungsantrag, wenn die Unrich-
tigkeit nicht entscheidungserheblich ist.

Anmerkung zu BFH, Beschluss vom 12.05.2026,
IX B 120/25
von Ingo Lutter, VorsRiFG

A. Problemstellung

Der IX. Senat des BFH hatte über Anträge auf
Tatbestandsberichtigung gemäß §  108 Abs.  1
FGO und auf nachträgliche Entscheidung durch
Urteil gemäß § 109 Abs. 1 FGO zu entscheiden.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Dem Prozessbevollmächtigten des Klägers wur-
de das Urteil des FG Berlin-Brandenburg vom
18.12.2025 (12 K 5148/20) am 03.12.2025 zu-
gestellt. Am 11.12.2025 beantragte der Kläger
die Berichtigung des Tatbestands und die Er-
gänzung des Urteils. Das Urteil war aufgrund
des übereinstimmenden Verzichts der Betei-
ligten ohne mündliche Verhandlung ergangen.
Mit Beschluss vom 18.12.2025 verwarf das FG
sowohl den Antrag auf Berichtigung des Tat-
bestands als auch auf Ergänzung des Urteils
als unzulässig. Der hiergegen eingelegten Be-
schwerde des Klägers half das FG nicht ab. Mit
dem vorliegend besprochenen Beschluss. vom
12.05.2026 hat der IX. Senat des BFH die Be-
schwerde des Klägers gegen den Beschluss des
FG vom 18.12.2025 als unbegründet zurückge-
wiesen.

I. Die zulässige Beschwerde sei unbegründet,
soweit sie sich gegen die Verwerfung des An-
trags auf Tatbestandsberichtigung als unzu-
lässig durch das FG richtete. Denn ein Urteil
des FG sei einer Tatbestandsberichtigung nach
§ 108 FGO nur dann zugänglich, wenn es auf-
grund mündlicher Verhandlung ergangen sei
(vgl. BFH, Beschl.  v. 27.04.2009 - II B 173/08
Rn. 7 ff. m.w.N. - BFH/NV 2009, 1272). Zu Recht
scheide damit eine Berichtigung aus, da die Be-
teiligten auf die Durchführung einer mündlichen
Verhandlung verzichtet haben.

II. Die vom Kläger nunmehr begehrte Auslegung
seines Antrags auf Tatbestandsberichtigung als
Berichtigungsantrag wegen eines Schreibfeh-
lers nach § 107 FGO verhelfe seiner Beschwer-
de gegen den Beschluss des FG nicht zum Er-
folg. Der anwaltlich vertretene Kläger habe ei-
nen solchen Antrag ausweislich seines Schrift-
satzes vom 11.12.2025 nicht gestellt. Eindeuti-
ge Anträge eines Prozessbevollmächtigten sei-
en aufgrund des bei fachkundigen Berufsträ-
gern in der Regel anzulegenden strengen Maß-
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stabs keiner Auslegung zugänglich (vgl. BFH,
Beschl. v. 12.03.2024 - IX R 8/23 (IX R 37/15)
Rn. 17 m.w.N.).

Ungeachtet dessen weise der Senat darauf hin,
dass der Antrag nach § 107 Abs. 1 FGO unzu-
lässig sei, so dass auch eine rechtsschutzge-
währende Auslegung erfolglos bliebe. Es fehle
vorliegend am Rechtsschutzbedürfnis für einen
Berichtigungsantrag. Die Unrichtigkeit der Da-
tumsangaben „09.07.2025“ und „22.07.2025“
seien nicht entscheidungserheblich. Bei einer
Berichtigung ergäben sich weder Auswirkungen
auf das Rubrum und den Tenor noch auf die
tragenden Entscheidungsgründe. Zudem habe
das FG in der Entscheidung im Übrigen stets die
richtigen Angaben gemacht.

III. Soweit sich die Beschwerde gegen den Be-
schluss gegen die Ablehnung des Antrags auf
Ergänzung des Urteils vom 12.11.2025 (12 K
5148/20) nach § 109 FGO richte, sei sie eben-
falls unbegründet.

Das FG habe die vom Kläger beantragte Ergän-
zung zutreffend abgelehnt. Der Kläger lege in
seinem Antrag vom 11.12.2025 nicht dar, dass
über von ihm gestellte Anträge oder die Kosten-
folge nicht entschieden worden sei. Er begeh-
re vielmehr eine Abänderung des Wortlauts der
FG-Entscheidung in zahlreichen Einzelpunkten,
weil seiner Ansicht nach der Akteninhalt nicht
zutreffend erfasst worden sei. Diese Möglichkeit
werde durch § 109 FGO nicht eröffnet. Das FG
habe im Urteil vom 12.11.2025 (12 K 5148/20)
zudem sämtliche Anträge des Klägers beschie-
den.

Das FG habe auch zutreffend durch Beschluss
und nicht durch Urteil entschieden. Über einen
Ergänzungsantrag könne durch Beschluss ent-
schieden werden, wenn der Ergänzungsantrag
offensichtlich unzulässig ist (vgl. BFH, Beschl. v.
12.11.2013 - VII R 28/12 Rn. 1 - BFH/NV 2014,
339). Hier sei es offensichtlich, dass der Be-
richtigungsantrag vom 11.12.2025 unzulässig
war. Denn der Kläger mache in diesem Schrift-
satz nicht geltend, dass das FG einen nach dem
Tatbestand gestellten Antrag übergangen hat.
Vielmehr beschränke sich sein Vortrag auf Er-
gänzungen, Richtigstellungen und Umformulie-
rungen des Entscheidungstextes. Ausführungen
dazu, dass ein Antrag im Urteil nicht geprüft und

in die rechtliche Würdigung einbezogen worden
sein soll, habe der Kläger nicht gemacht.

C. Kontext der Entscheidung

I. Enthält der Tatbestand des Urteils andere
(als die in §  107 Abs.  1 FGO genannten) Un-
richtigkeiten oder Unklarheiten, so kann gemäß
§ 108 Abs. 1 FGO die Berichtigung binnen zwei
Wochen nach Zustellung des Urteils beantragt
werden. Das Gericht entscheidet gemäß § 108
Abs. 2 Satz 1 FGO ohne Beweisaufnahme durch
Beschluss.

1. Zwar sind Beschlüsse über Anträge auf Be-
richtigung des Tatbestands nach § 108 Abs. 2
Satz 2 FGO unanfechtbar. Dies gilt nach stän-
diger höchstrichterlicher Rechtsprechung (vgl.
BFH, Beschl. v. 27.04.2009 - II B 173/08 Rn. 5
m.w.N. - BFH/NV 2009, 1272; BFH, Beschl.  v.
17.09.2012 - II B 87/12 Rn.  2 m.w.N. - BFH/
NV 2012, 2003), die auch das BVerfG seinen
Entscheidungen zugrunde legt (vgl. BVerfG, Be-
schl. v. 01.10.2004 - 1 BvR 786/04 Rn. 18 ff. -
BVerfGK 4, 87), jedoch nicht, wenn das FG den
Antrag als unzulässig verworfen hat (vgl. ins-
gesamt BFH, Beschl. v. 02.08.2024 - X B 9/24
Rn. 6 m.w.N. - BFH/NV 2024, 1192) oder der Be-
schluss unter schwerwiegender Verletzung von
Verfahrensvorschriften zustande gekommen ist
(vgl. BFH, Beschl.  v. 15.12.2010 - V B 149/09
Rn. 2 m.w.N. - BFH/NV 2011, 621).

2. Es entspricht darüber hinaus der Rechtspre-
chung des BFH, dass eine Tatbestandsberichti-
gung nach §  108 Abs.  1 FGO bei einem ohne
mündliche Verhandlung ergangenen Urteil nicht
anwendbar ist (vgl. BFH, Urt. v. 01.12.1982 - I
R 75/82 - BStBl II 1983, 227). Diese Auffassung
steht im Einklang mit der Rechtsprechung des
BGH. Wie der BGH entschieden hat, beschränkt
sich die Tatbestandsberichtigung nach §  320
ZPO auf die Wiedergabe des mündlichen Par-
teivorbringens im Tatbestand (vgl. BGH, Urt. v.
10.03.1983 - VII ZR 135/82 Rn.  29  f. m.w.N.
- NJW 1983, 2030; vgl.a. vertiefend BFH, Be-
schl. v. 27.04.2009 - II B 137/08 Rn. 8 m.w.N. -
BFH/NV 2009, 1272).

II. Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche of-
fenbare Unrichtigkeiten im Urteil sind gemäß
§ 107 Abs. 1 FGO jederzeit vom Gericht zu be-
richtigen. Die Berichtigung geschieht von Amts
wegen oder auf – nicht fristgebundenen An-
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trag – eines Beteiligten oder beider Beteilig-
ten (vgl. Rauda in: Hüschmann/Hepp/Spitaler,
Abgabenordnung Finanzgerichtsordnung, Kom-
mentar, 279. Lief., 4/2024, § 107 FGO Rn. 43 mit
Nachweisen zur Rspr.). Ein Berichtigungsantrag
ist allerdings nach ständiger Rechtsprechung
des BFH nur zulässig, wenn ein Rechtsschutzbe-
dürfnis für eine Sachentscheidung über den Be-
richtigungsantrag vorhanden ist und eine ent-
sprechende Beschwer dargetan ist (vgl. BFH,
Beschl. v. 28.10.2005 - VIII R 3/03 Rn. 6 m.w.N.
- BFH/NV 2006, 565; BFH, Beschl. v. 08.12.2011
- VIII B 27/11 - BFH/NV 2012, 588). Das ist
zum Beispiel der Fall, wenn die begehrte Be-
richtigung für den Ausgang eines Rechtmittels
von Bedeutung sein kann. Es fehlt hingegen am
Rechtsschutzbedürfnis für einen Berichtigungs-
antrag, wenn die Unrichtigkeit nicht entschei-
dungserheblich ist (vgl. BFH, Urt. v. 30.03.2017
- IV R 9/15 Rn. 32 - BStBl II 2017, 896).

III. Nach §  109 Abs.  1 FGO ist auf Antrag das
Urteil durch nachträgliche Entscheidung zu er-
gänzen, wenn ein nach dem Tatbestand von ei-
nem Beteiligten gestellter Antrag oder die Kos-
tenfolge bei der Entscheidung ganz oder zum
Teil übergangen worden sind.

1. § 109 Abs. 1 FGO ermöglicht die Nachholung
der beabsichtigten, aber versehentlich unter-
bliebenen vollständigen Erledigung des Rechts-
streits in der jeweiligen Instanz (vgl. BFH, Be-
schl.  v. 17.11.1987 - VIII R 346/83 - BStBl II
1988, 287). Er dient der Ergänzung des lücken-
haften Urteils, nicht aber der Richtigstellung ei-
ner von einem Beteiligten für falsch gehaltenen
Entscheidung. Auch bezieht sich die Vorschrift
nicht auf das Übergehen einzelner Angriffsmit-
tel oder Verteidigungsmittel und/oder einzelner
Elemente der Antragsbegründung. Ein Antrag
nach §  109 FGO ist nur dann zulässig, wenn
es nach dem Vortrag des Beteiligten zumindest
möglich ist, dass die Tatbestandsvoraussetzun-
gen dieser Bestimmung erfüllt sind (vgl. insge-
samt BFH, Urt. v. 20.09.1989 - X R 1/84 Rn. 5
m.w.N. - BFH/NV 1990, 513).

Der IX. Senat des BFH stellt hierzu in
der Besprechungsentscheidung (unter Verwei-
se auf Gräber/Ratschow, Finanzgerichtsord-
nung, 10. Aufl., § 109 Rn. 2) klar, dass § 109 FGO
daher nicht anzuwenden ist, wenn sich aus dem
Urteil ergibt, dass das Gericht über alle Anträge
und die Kostenfolge entschieden hat.

2. Ferner hat der BFH bereits bezüglich eines
Antrags auf Ergänzung eines BFH-Urteils er-
kannt, dass über einen Ergänzungsantrag durch
Beschluss entschieden werden kann, wenn der
Ergänzungsantrag offensichtlich unzulässig ist
(vgl. BFH, Beschl.  v. 04.08.2014 - VII R 28/13
Rn. 1 - BFH/NV 2014, 1771). Der BFH begrün-
det dies mit dem Rechtsgedanken aus §  126
Abs. 1 FGO, wonach der BFH eine unzulässige
Revision durch Beschluss verwirft. Der BFH sieht
im Falle einer offensichtlichen Unzulässigkeit ei-
nes Ergänzungsantrags die in § 109 FGO voraus-
gesetzte Durchführung einer mündlichen Ver-
handlung über den Antrag unter Verweis auf die
Rechtsprechung des BVerwG (vgl. BVerwG, Be-
schl.  v. 09.06.2011 - 3 C 14/11 (3 C 44/09) -
NVwZ 2011, 1196, bzgl. des Antrags auf Ergän-
zung eines Urteils nach § 120 Abs. 1 VwGO) als
entbehrlich an.

Der IX. Senat des BFH stellt nunmehr klar, dass
diese Rechtsgrundsätze auch für Anträge auf
Ergänzung eines FG-Urteils gelten, so dass auch
ein FG über einen offensichtlich unzulässigen
Antrag nach § 109 Abs. 1 FGO durch Beschluss
entscheiden kann.

IV. Soweit der anwaltlich vertretene Kläger
im vorliegenden Fall seinen Antrag auf Tatbe-
standsberichtigung als Berichtigungsantrag we-
gen eines Schreibfehlers nach § 107 FGO aus-
legen wollte, bestätigt der IX. Senat des BFH
schließlich ebenfalls die ständige höchstrichter-
liche Rechtsprechung, wonach eindeutige An-
träge eines Prozessbevollmächtigten aufgrund
des bei fachkundigen Berufsträgern in der Re-
gel anzulegenden strengen Maßstabs keiner
Auslegung zugänglich sind (vgl. BFH, Urt.  v.
12.03.2024 - IX R 8/23 (IX R 37/15) Rn.  17
m.w.N. - BFH/NV 2024, 755).

D. Auswirkungen für die Praxis

Der IX. Senat des BFH hat in der Besprechungs-
entscheidung wesentliche Rechtgrundsätze der
höchstrichterlichen Rechtsprechung bezüglich
des Anwendungsbereichs der §§ 107, 108 und
109 FGO sowie zur Auslegung von eindeutigen
Anträgen von Prozessbevollmächtigten bestä-
tigt (vgl. hierzu vorstehend unter C.), die in der
Praxis zu beachten sind.



jurisPR-SteuerR 35/2026

Für die praktische Rechtsanwendung hervorzu-
heben ist dabei, dass eine Tatbestandsberich-
tigung nach §  108 Abs.  1 FGO bei einem Ur-
teil ohne mündliche Verhandlung (§ 90a FGO)
nicht möglich ist, dass auch das FG über einen
offensichtlich unzulässigen Antrag nach § 109
Abs. 1 FGO durch Beschluss entscheiden kann
und dass § 109 FGO nicht anwendbar ist, wenn
sich aus dem Urteil ergibt, dass das Gericht über
alle Anträge und die Kostenfolge entschieden
hat.


